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B. Ministerium für Inneres und Sport

Anerkennung der LG Nordheide Stiftung

Bek. d. MI v. 16. 10. 2007
— RV LG 2.02-11741/358 —

Mit Schreiben vom 3. 9. 2007 hat das MI, Regierungsver-
tretung Lüneburg, als zuständige Stiftungsbehörde gemäß § 3
des Niedersächsischen Stiftungsgesetzes vom 24. 7. 1968 (Nds.
GVBl. S. 119), zuletzt geändert durch Gesetz vom 23. 11. 2004
(Nds. GVBl. S. 514), aufgrund des Stiftungsgeschäfts vom 9. 8.
2007 und der diesem beigefügten Stiftungssatzung die LG Nord-
heide Stiftung mit Sitz in Winsen (Luhe) gemäß § 80 BGB als
rechtsfähig anerkannt.
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Zweck der Stiftung ist die Unterstützung der Sportler und
Trainer des LG Nordheide e. V.

Die Anschrift der Stiftung lautet:
LG Nordheide Stiftung
c/o Frau Birgit Costard
Alter Weg 42 a
21423 Winsen (Luhe).

— Nds. MBl. Nr. 46/2007 S. 1253

Ausführungsbestimmungen zum NKAG

RdErl. d. MI v. 24. 10. 2007 — 33.11-10400/1 —

Bezug: RdErl. v. 20. 7. 1993 (Nds. MBl. S. 1055)

Der Bezugserlass wird aufgehoben.

An die
Gemeinden, Landkreise und die Region Hannover

— Nds. MBl. Nr. 46/2007 S. 1254

Anerkennung der Stiftung 
Claudia von Schilling 

Foundation for Breast Cancer Research Germany

Bek. d. MI v. 25. 10. 2007 — RV H 2.02 11741/C 15 —

Mit Schreiben vom 25. 10. 2007 hat das MI, Regierungs-
vertretung Hannover, als zuständige Stiftungsbehörde gemäß
§ 3 des Niedersächsischen Stiftungsgesetzes vom 24. 7. 1968
(Nds. GVBl. S. 119), zuletzt geändert durch Gesetz vom 23. 11.
2004 (Nds. GVBl. S. 514), aufgrund des Stiftungsgeschäftes
am 25. 10. 2007 und der diesem beigefügten Stiftungssatzung
die Stiftung „Claudia von Schilling Foundation for Breast
Cancer Research Germany“ mit Sitz in Hannover gemäß § 80
BGB als rechtsfähig anerkannt.

Zweck der Stiftung ist die Förderung der Brustkrebsheil-
kunde durch Unterstützung der internationalen Krebsforschung,
namentlich auch der insoweit relevanten Krebsgrundlagen-
forschung sowie die Förderung und Erforschung der Palliativ-
medizin bei Krebspatienten.

Die Anschrift der Stiftung lautet:
Claudia von Schilling Foundation for Breast Cancer Research
Germany
c/o Rechtsanwalt und Notar Dr. Wolfgang Dieckmann
Tiergartenstraße 122
30559 Hannover.

— Nds. MBl. Nr. 46/2007 S. 1254

Änderung der Satzung der Lumia-Stiftung

Bek. d. MI v. 26. 10. 2007
— RV H 2.02 11741/M 09 —

Mit Schreiben vom 26. 10. 2007 hat das MI, Regierungs-
vertretung Hannover, als zuständige Stiftungsbehörde gemäß
§ 7 Abs. 3 des Niedersächsischen Stiftungsgesetzes vom 24. 7.
1968 (Nds. GVBl. S. 119), zuletzt geändert durch Gesetz vom
23. 11. 2004 (Nds. GVBl. S. 514), die beantragte Satzungs-
änderung der Lumia-Stiftung zur Änderung des Stiftungs-
zwecks genehmigt.

Zweck der Stiftung ist nunmehr die Förderung der Wohl-
fahrtspflege sowie der Mildtätigkeit, hierbei insbesondere die
Förderung und Unterstützung von Menschen, die infolge
ihres körperlichen, geistigen oder seelischen Zustandes auf
die Hilfe anderer angewiesen sind, oder von Menschen, die
sich aus besonderen Gründen in einer wirtschaftlichen Not-
lage befinden. Der Stiftungszweck wird insbesondere ver-

wirklicht durch die Unterstützung von Familien mit kranken,
besonders wachkomatösen Kindern.

— Nds. MBl. Nr. 46/2007 S. 1254

Hinweise zur Aufstellung und inhaltlichen Ausgestaltung
des Haushaltssicherungskonzepts 

Bek. d. MI v. 30. 10. 2007
— 33.1-10002 § 82 Abs. 6 —

Gemäß § 82 Abs. 1 NGO haben die Gemeinden ihre Haus-
haltswirtschaft so zu planen und zu führen, dass die stetige
Erfüllung ihrer Aufgaben gesichert ist. Voraussetzung dafür
ist die Gewährleistung der dauernden Leistungsfähigkeit der
Gemeinde nach § 23 GemHKVO. 

Das Haushaltssicherungskonzept gemäß § 82 Abs. 6 NGO
hat vor diesem Hintergrund eine herausragende Bedeutung
und stellt eine besondere Ausprägung der in § 82 Abs. 2 NGO
normierten Grundsätze von Sparsamkeit und Wirtschaftlich-
keit dar. Die der Kommunalaufsicht bisher vorgelegten Haus-
haltssicherungskonzepte haben oftmals nicht die Vorausset-
zungen des § 82 Abs. 6 NGO erfüllt. Um eine inhaltliche Beur-
teilung der Haushaltssicherungskonzepte durch die Kommu-
nalaufsichtsbehörde (§ 82 Abs. 6 Satz 3 NGO) zu ermöglichen,
werden die nachstehenden Hinweise für die Aufstellung und
inhaltliche Ausgestaltung von Haushaltssicherungskonzepten
sowie von Haushaltssicherungsberichten (§ 82 Abs. 6 Satz 4
NGO) gegeben: 
1. Im Haushaltssicherungskonzept gemäß § 82 Abs. 6 NGO
sind die Ausgangslage, die Ursachen der entstandenen Fehl-
entwicklung und deren vorgesehene Beseitigung zu beschrei-
ben. Dazu gehören insbesondere auch Aussagen, wie das Ent-
stehen neuer Fehlbeträge in zukünftigen Jahren vermieden
werden kann. Das Haushaltssicherungskonzept soll die
schnellstmögliche Wiedererlangung des Haushaltsausgleichs
gewährleisten. Im Haushaltssicherungskonzept ist daher zeit-
lich festzulegen, wann der Haushaltsausgleich wieder erreicht
wird bzw. werden soll. Zielsetzung ist es, den Haushaltsaus-
gleich innerhalb des Zeitraums der mittelfristigen Ergebnis-
und Finanzplanung1) wieder zu erreichen; nur im Ausnahme-
fall darf dieser Zeitraum überschritten werden. 
2. Die notwendigen Maßnahmen werden konkret und ver-
bindlich beschrieben. Der genaue Umsetzungszeitpunkt, die
Umsetzungsmethode und das bezifferte Einsparvolumen jeder
Einzelmaßnahme werden benannt. Die finanziellen Auswir-
kungen der einzelnen Umsetzungsschritte werden im Hin-
blick auf die Erträge und Aufwendungen2) der Haushalte des
Aufstellungsjahres und der Folgejahre festgelegt. Deren fi-
nanzielle Auswirkungen auf die mittelfristige Ergebnis- und
Finanzplanung1 werden in einer tabellarischen Zusammen-
fassung dargestellt. Dabei wird die Gesamtwirkung der Maß-
nahmen durch eine vergleichende Gegenüberstellung in der
mittelfristigen Ergebnis- und Finanzplanung1) jeweils mit und
ohne die beschriebenen Haushaltssicherungsmaßnahmen ver-
anschaulicht. Der bloße Hinweis im Haushaltssicherungskon-
zept auf abstrakte Prüfungsaufträge genügt dabei nicht den
besonderen Anforderungen des § 82 Abs. 6 NGO.
3. Alle Möglichkeiten der Ertragsverbesserung3) werden
überprüft. Alle nicht auf Gesetz beruhenden Leistungen wer-
den detailliert aufgelistet, kritisch auf ihre Erforderlichkeit
hin überprüft und ggf. konsequent reduziert. Aufwands er-
höhungen4) im Bereich der nicht auf Gesetz beruhenden Leis-
tungen werden einzeln dargestellt und begründet.

1) Bei Haushaltsführung nach kameralen Grundsätzen tritt an die
Stelle der Worte „mittelfristige/n Ergebnis- und Finanzplanung“ das
Wort „Finanzplanung“.

2) Bei Haushaltsführung nach kameralen Grundsätzen treten an die
Stelle der Worte „Erträge und Aufwendungen“ die Worte „Einnah-
men und Ausgaben“.

3) Bei Haushaltsführung nach kameralen Grundsätzen tritt an die Stel-
le des Wortes „Ertragsverbesserung“ das Wort „Einnahmenverbesse-
rung“.

4) Bei Haushaltsführung nach kameralen Grundsätzen tritt an die
Stelle des Wortes „Aufwandserhöhungen“ das Wort „Ausgaben-
erhöhung“.
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4. Das Haushaltssicherungskonzept ist gemäß § 1 Abs. 2
Nr. 4 GemHKVO Anlage des Haushaltsplans. Aus der engen
Verbindung zum Haushaltsplan und aus dem allgemeinen
Grundsatz der Jährlichkeit des Haushalts ergibt sich die Not-
wendigkeit der jährlichen Fortschreibung (Neufestsetzung)
und der erneuten Beschlussfassung durch den Rat. Dies gilt
auch dann, wenn inhaltliche Änderungen gegenüber dem
Vorjahr nicht vorgenommen werden. Denn auch ein unausge-
glichener Haushalt, der sich im „Rahmen“ des Haushalts-
sicherungskonzepts des Vorjahres bewegt, verstößt gegen § 82
Abs. 4 Satz 1 NGO. Das erneute Konzept soll auf dem Konzept
und den Ergebnissen des Vorjahres aufgebaut werden. Die
jährliche Neufestsetzung ist so lange erforderlich, bis der for-
melle Ausgleich des Haushalts wieder erreicht ist. 

An die
Region Hannover, Landkreise, Gemeinden und Gemeindeverbände

— Nds. MBl. Nr. 46/2007 S. 1254

C. Finanzministerium

Tabellen 
der standardisierten Personalkostensätze 

für die Durchführung von Gesetzesfolgenabschätzungen 
und Wirtschaftlichkeitsberechnungen,

der Durchschnittssätze für die Veranschlagung
der Personalausgaben 

sowie der Durchschnittssätze für die Berechnung der 
haushaltswirtschaftlichen Auswirkungen der Altersteilzeit 

RdErl. d. MF v. 12. 9. 2007 — 12-00 33.33/2007 —

— VORIS 64000 —

Bezug: a) Bek. d. StK v. 15. 4. 1998 (Nds. MBl. S. 759)
— VORIS 20210 00 00 00 003 —

b) RdErl. v. 15. 12. 2006 (Nds. MBl. 2007 S. 47)
— VORIS 64100 —

c) RdErl. v. 29. 3. 2005 (Nds. MBl. S. 274)
— VORIS 64000 —

1. In den Anlagen 1 und 2 werden die standardisierten Per-
sonalkostensätze bekannt gegeben. Die Berechnungen basie-
ren auf dem NBesG i. d. F. der Änderung durch das Haushalts-
begleitgesetz 2007 vom 15. 12. 2006 (Nds. GVBl. S. 597) so-
wie dem Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst der Länder
(TV-L) vom 12. 10. 2006 und den sonstigen Tarifverträgen vom
12. 10. 2006. 

Die standardisierten Personalkostensätze sind sowohl für
Gesetzesfolgenabschätzungen als auch im Rahmen von Wirt-
schaftlichkeitsberechnungen, sofern standardisierte Werte für
den Personalbereich zugrunde gelegt werden, heranzuziehen.
Die Berechnungen erfolgten nach dem in Nummer 3.4.4 der
Vorläufigen Grundsätze für die Durchführung von Gesetzes-
folgenabschätzungen festgelegten Schema (Anlage zur Bezugs-
bekanntmachung zu a), wobei für die Sachkostenpauschale
(Spalte 7 bzw. 8 der Tabellen) auf der Basis von aktuellen
Daten, ohne Personal- und Ist-Ausgaben in den Schulkapiteln,
ein Pauschsatz für einen durchschnittlichen normalen Büro-
arbeitsplatz ermittelt wurde. Dieser Pauschsatz in Höhe von
9 649 EUR enthält neben Pauschalen für

— kalkulatorische Raumkosten in Höhe von 1 386 EUR,

— laufende Sachkosten in Höhe von 3 960 EUR für z. B.
Material, Fernmeldekosten, Einzelerwerb von Büroausstat-
tungsgegenstände usw.,

— sonstige jährliche Investitionen in Höhe von 673 EUR für
z. B. Fernmeldeanlagen, besondere Betriebseinrichtungen
und Ähnliches

auch einen Zuschlag in Höhe von 3 630 EUR für die IuK-Aus-
stattung eines Büroarbeitsplatzes.

Sofern Arbeitsplätze mit Spezialausstattungen betrachtet
werden, sind anstelle der in der Sachkostenpauschale enthal-
tenen Pauschsätze auf den Einzelfall abgestimmte besondere
Kostenermittlungen anzustellen.

Hinsichtlich der in die Berechnung einbezogenen Durch-
schnittssätze wird auf Nummer 2 verwiesen.

2. In Anlage 3 sind für alle Besoldungs- und Entgeltgruppen
die Durchschnittssätze zur Veranschlagung der Personal-
ausgaben zusammengefasst dargestellt. Hierin sind die Aus-
wirkungen durch die Artikel 1, 2, und 3 des Haushaltsbegleit-
gesetzes 2007 und der oben aufgeführten Tarifverträge berück-
sichtigt. 

2.1 Bei der Berechnung der Durchschnittssätze sind im
Besoldungsbereich

— die durchschnittlichen Grundgehalts- und Familienzu-
schlagstufen in den jeweiligen Besoldungsgruppen,

— die gemäß Nummer 27 der Vorbemerkungen zu den Besol-
dungsordnungen (BBesO) A und B bzw. gemäß Nummer 2 b
der Vorbemerkungen zur BBesO C i. V. m. den Anlagen 6
und 7 NBesG in der ab 1. 1. 2008 geltenden Fassung zu
zahlende „Allgemeine Stellenzulage“,

— die Sonderzahlung in Höhe von 25,56 EUR je Kind so-
wie die Sonderzahlung in Höhe von 420 EUR für die
BesGr. bis A 8 

berücksichtigt.

2.2 Im Tarifbereich erfolgten die Berechnungen auf Basis
der Istausgaben in den jeweiligen Entgeltgruppen unter
Berücksichtigung der linearen Anpassung ab 1. 1. 2008 ein-
schließlich der Arbeitgeberanteile zur Sozialversicherung so-
wie der Umlage zur Zusatzversicherung und das Sanierungs-
geld.

Des Weiteren wurden berücksichtigt 

— die Jahressonderzahlung, das Leistungsentgelt und die
Strukturausgleichzulage,

— die kindbezogenen Entgeltanteile gemäß § 11 des Tarifver-
trages zur Überleitung der Beschäftigten der Länder in den
TV-L,

— dynamischen und statischen Stellen- sowie Ausgleichs-
und Erschwerniszulagen.

Sofern darüber hinaus weitere Zulagen gewährt werden, sind
diese den Durchschnittssätzen hinzuzurechnen. 

Bei Abweichungen von den Stellenplänen, Stellenübersich-
ten und Bedarfsnachweisen (neue Stellen, Hebungen usw.)
sowie Veränderungen der Personalkostenbudgets sind ab 1. 1.
2008 die neu berechneten Durchschnittssätze anzuwenden.

3. Die Durchschnittssätze zur Berechnung der haushalts-
wirtschaftlichen Auswirkungen der Altersteilzeit im Haus-
haltsjahr 2008 für die einzelnen Besoldungs- und Entgelt-
gruppen werden in einem gesonderten RdSchr. an die Ressorts
bekannt gegeben werden.

4. Grundlage für die Berechnung der Durchschnittssätze
und somit auch der standardisierten Personalkostensätze sind
die Strukturverhältnisse innerhalb der Landesverwaltung.
Zur Übernahme auf Bereiche außerhalb der Landesverwal-
tung sind sie daher nicht geeignet.

5. Der Bezugserlass zu c wird aufgehoben.

An die
Dienststellen der Landesverwaltung

— Nds. MBl. Nr. 46/2007 S. 1255
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D. Ministerium für Soziales, Frauen, Familie und Gesundheit

Bauaufsicht: Technische Baubestimmungen;
DASt-Richtlinie 007 „Lieferung, Verarbeitung

und Anwendung wetterfester Baustähle“

Bek. d. MS v. 22. 10. 2007 — 503.2-24 011/5-1 —

— VORIS 21072 —

1. Aufgrund des § 96 Abs. 1 NBauO i. d. F. vom 10. 2. 2003
(Nds. GVBl. S. 89), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes
vom 12. 7. 2007 (Nds. GVBl. S. 324), wird die vom Deutschen
Ausschuss für Stahlbau (DASt) erarbeitete und als Anlage ab-
gedruckte
DASt-Richtlinie 007 „Lieferung, Verarbeitung und Anwendung
wetterfester Baustähle“, Fassung Mai 1993,
als Technische Baubestimmung bekannt gemacht. 
2. Bezüglich der in dieser technischen Baubestimmung ge-
nannten Normen, anderen Unterlagen und technischen Anfor-
derungen, die sich auf Produkte bzw. Prüfverfahren beziehen,
gilt, dass auch Produkte bzw. Prüfverfahren angewandt wer-
den dürfen, die Normen oder sonstigen Bestimmungen und/
oder technischen Vorschriften anderer Vertragsstaaten des
Abkommens vom 2. 5. 1992 über den Europäischen Wirt-
schaftsraum und der Türkei entsprechen, sofern das gefor-
derte Schutzniveau in Bezug auf Sicherheit, Gesundheit und
Gebrauchstauglichkeit gleichermaßen dauerhaft erreicht wird.

Sofern für ein Produkt ein Übereinstimmungsnachweis oder
der Nachweis der Verwendbarkeit, z. B. durch eine allgemeine
bauaufsichtliche Zulassung oder ein allgemeines bauaufsicht-
liches Prüfzeugnis, vorgesehen ist, kann von einer Gleichwer-
tigkeit nur ausgegangen werden, wenn für das Produkt der
entsprechende Nachweis der Verwendbarkeit und/oder der
Übereinstimmungsnachweis vorliegt und das Produkt ein
Übereinstimmungszeichen trägt.

3. Prüfungen, Überwachungen und Zertifizierungen, die von
Stellen anderer Vertragsstaaten des Abkommens über den
Europäischen Wirtschaftsraum und der Türkei erbracht wer-
den, sind ebenfalls anzuerkennen, sofern die Stellen aufgrund
ihrer Qualifikation, Integrität, Unparteilichkeit und techni-
schen Ausstattung Gewähr dafür bieten, die Prüfung, Über-
wachung bzw. Zertifizierung gleichermaßen sachgerecht und
aussagekräftig durchzuführen. Diese Voraussetzungen gelten
insbesondere als erfüllt, wenn die Stellen nach Artikel 16 der
Richtlinie 89/106/EWG des Rates vom 21. 12. 1988 zur Anglei-
chung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitglied-
staaten über Bauprodukte (ABl. EG Nr. L 40 S. 12), zuletzt
geändert durch Entscheidung 2006/190/EG der Kommission
vom 1. 3. 2006 (ABl. EU Nr. L 66 S. 47), für diesen Zweck zu-
gelassen worden sind.

4. Die Verpflichtungen aus der Richtlinie 98/34/EG des Euro-
päischen Parlaments und des Rates vom 22. 6. 1998 über ein
Informationsverfahren auf dem Gebiet der Normen und tech-
nischen Vorschriften (ABl. EG Nr. L 204 S. 37), zuletzt geän-
dert durch Richtlinie 2006/96/EG des Rates vom 20. 11. 2006
(ABl. EU Nr. L 363 S. 81), sind beachtet worden.

5. Weitere Stücke der DASt-Richtlinie 007, Fassung Mai
1993, können bei der Stahlbau-Verlags-GmbH, Ebertplatz 1,
50668 Köln, bezogen werden.

— Nds. MBl. Nr. 46/2007 S. 1259
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F. Kultusministerium

Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen
zur Förderung überbetrieblicher Berufsbildungsstätten

und ihrer Weiterentwicklung zu Kompetenzzentren

Erl. d. MK v. 18. 10. 2007 — 46-87200/6-2 —

— VORIS 22420 —

1. Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage
1.1 Das Land gewährt unter finanzieller Beteiligung der EG
aus Mitteln des Europäischen Fonds für regionale Entwick-
lung (EFRE) nach Maßgabe dieser Richtlinie und der VV/VV-Gk
zu § 44 LHO Zuwendungen für die Förderung überbetrieb-
licher Berufsbildungsstätten (im Folgenden: ÜBS) sowie für
die Errichtung und Weiterentwicklung dieser Einrichtungen
zu Kompetenzzentren.

Die Gewährung der Zuwendung erfolgt entsprechend den
Regelungen der Verordnungen (EG)
— Nr. 1083/2006 des Rates vom 11. 7. 2006 mit allgemeinen

Bestimmungen über den Europäischen Fonds für regionale
Entwicklung, den Europäischen Sozialfonds und den Kohä-
sionsfonds (ABl. EU Nr. L 210 S. 25, Nr. L 239 S. 248; 2007
Nr. L 145 S. 38; 2007 Nr. L 164 S. 36), zuletzt geändert
durch Verordnung (EG) Nr. 1989/2006 des Rates vom
21. 12. 2006 (ABl. EU Nr. L 411 S. 6),

— Nr. 1828/2006 der Kommission vom 8. 12. 2006 zur Fest-
legung von Durchführungsvorschriften zur Verordnung (EG)
Nr. 1083/2006 (ABl. EU Nr. L 371 S. 1; 2007 Nr. L 45 S. 3),

— Nr. 1080/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 5. 7. 2006 über den Europäischen Fonds für regio-
nale Entwicklung und zur Aufhebung der Verordnung
(EG) Nr. 1783/1999 (ABl. EU Nr. L 210 S. 1).

Ziel dieser Förderung ist es die bestehende Infrastruktur
überbetrieblicher Berufsbildungsstätten durch Modernisie-
rung zu erhalten bzw. durch Umstrukturierung zu ergänzen.
Unterstützt wird die multifunktionale Nutzung der ÜBS für
Aus- und Fortbildungsangebote.
1.2 Darüber hinaus werden Zuwendungen aus Mitteln des
Landes für die Weiterentwicklung von ÜBS zu Kompetenz-
zentren und für Leitprojekte und Qualifizierungskonzepte der
ÜBS als Kompetenzzentren für die berufliche Aus- und Fort-
bildung gewährt. 
1.3 Soweit nichts anderes bestimmt ist, gelten die in dieser
Richtlinie enthaltenen Regelungen für das Zielgebiet „Konver-
genz“ bestehend aus den Landkreisen Celle, Cuxhaven, Har-
burg, Lüchow-Dannenberg, Lüneburg, Osterholz, Rotenburg
(Wümme), Soltau-Fallingbostel, Stade, Uelzen und Verden so-
wie für das übrige Landesgebiet (Zielgebiet „Regionale Wett-
bewerbsfähigkeit und Beschäftigung — RWB —“).
1.4 Ein Anspruch des Antragstellers auf Gewährung der
Zuwendung besteht nicht. Die Bewilligungsstelle entscheidet
aufgrund ihres pflichtgemäßen Ermessens im Rahmen der
verfügbaren Haushaltsmittel.

2. Gegenstand der Förderung 
2.1 Gegenstand der Förderung sind: 
— Projekte zur Modernisierung bestehender ÜBS,  
— Projekte zur Umstrukturierung bestehender ÜBS,  
— Projekte zur Weiterentwicklung von ÜBS zu Kompetenz-

zentren,  
— Leitprojekte und Qualifizierungskonzepte der ÜBS als

Kompetenzzentren für die berufliche Aus- und Fortbil-
dung. 

2.2 Die Umstrukturierung bestehender ÜBS umfasst insbe-
sondere die fachliche Neuausrichtung und die örtliche Kon-
zentration von ÜBS-Berufsbildungskapazitäten.  

3. Zuwendungsempfänger
Zuwendungsempfänger sind  juristische Personen des öffent-

lichen Rechts oder gemeinnützige juristische Personen des
privaten Rechts, die Träger von Berufsbildungsstätten sind.

4. Zuwendungsvoraussetzungen 

4.1 Gefördert werden können Träger von Berufsbildungs-
stätten, in denen ergänzende überbetriebliche Ausbildung an
Personen in betrieblichen Ausbildungsverhältnissen nach
dem Berufsbildungsgesetz oder der Handwerksordnung ver-
mittelt wird. Zuwendungen für die Modernisierung bestehen-
der ÜBS oder für ÜBS als Kompetenzzentren können nur
bewilligt werden, wenn die Bildungsstätte zu mindestens
25 v. H. ihrer Gesamtkapazität für ergänzende überbetriebli-
che Ausbildung genutzt wird. Die Modernisierung oder Um-
strukturierung bestehender ÜBS soll zudem nur gefördert
werden, wenn das geförderte Vorhaben überwiegend , d. h. zu
mehr als 50 v. H. seiner Kapazität, für ergänzende überbetrieb-
liche Ausbildung genutzt wird. Die Auslastungszahlen wer-
den durch einen unabhängigen Gutachter festgestellt.

Träger von Berufsbildungsstätten, in denen ausschließlich
oder weit überwiegend außerbetriebliche Berufsausbildung
durchgeführt wird oder die überwiegend dem Zweck eines
Unternehmens dienen, sind von der Förderung ausgeschlos-
sen. 

Der Sitz der Berufsbildungsstätte muss sich in Nieder-
sachsen befinden.

4.2 Bei der Antragstellung ist vom Antragsteller Folgendes
nachzuweisen: 

— die wirtschaftlich angemessene Auslastung der Bildungs-
stätte; 

— die Eignung des Antragstellers und ggf. seiner Koopera-
tionspartner zur Durchführung des Projekts;

— die Ausrichtung des Projekts am Bedarf der Betriebe und
der zukünftig am Arbeitsmarkt benötigten Qualifikationen;

— die Angemessenheit und Notwendigkeit der Ausgaben;

— die Sicherung der Gesamtfinanzierung.

4.3 Der Antragsteller hat einen seinen Vermögensverhältnis-
sen entsprechenden angemessenen Eigenanteil zu leisten. Die
Eigenbeteiligung muss mindestens 25 v. H. der zuwendungs-
fähigen Ausgaben betragen, in strukturschwachen Regionen,
die durch den jeweils geltenden Rahmenplan der Gemein-
schaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschafts-
struktur“ festgelegt sind, mindestens 10 v. H.

Als Eigenbeteiligung gelten Eigenmittel (liquides Eigenkapi-
tal; das Eigenkapital muss nicht kapitaldienstfrei aufgebracht
werden) oder Eigenleistungen (durch unabhängige Gutachter
bewertete Ausstattungsgegenstände oder Grundstücke), nicht
jedoch Arbeitsleistungen des Zuwendungsempfängers.

Der Antragsteller hat nachzuweisen, dass er die Finanzie-
rung der Folgekosten nach Ende der Förderung sicherstellen
kann.  

Der Antragsteller muss über eine eigene Finanzplanung
und Kostenrechnung verfügen.  

Die Kosten der ÜBS oder der ÜBS als Kompetenzzentrum
und des geförderten Vorhabens müssen eindeutig von sons-
tigen bei dem jeweiligen Träger entstehenden Kosten abge-
grenzt sein.  

Zur Prüfung der Angemessenheit der Höhe der Eigenbeteili-
gung und der Sicherung der Finanzierung der Folgekosten hat
der Antragsteller seine Vermögensverhältnisse gegenüber der
Bewilligungsstelle offen zu legen.

4.4 Das Projekt wird im Rahmen eines Scoring-Modells nach
folgenden Qualitätskriterien bewertet:

4.4.1 Angestrebte Auslastung der ÜBS nach dem unabhän-
gigen Gutachten:

4.4.1.1 Überbetriebliche Ausbildung

4.4.1.2 Meistervorbereitung 

4.4.1.3 berufsqualifizierende Maßnahmen

4.4.1.4 sonstige Fort- und Weiterbildung,

4.4.2 Schaffung von Kapazitäten für neue und neugeord-
nete Ausbildungsberufe,

4.4.3 Vorhalten von Ausbildungskapazitäten,
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4.4.4 Schaffung bzw. Modernisierung notwendiger, funk-
tionsfähiger
4.4.4.1 Werkstatträume
4.4.4.2 Lehr- und Unterrichtsräume
4.4.4.3 Verwaltungsräume
4.4.4.4 Sonstiger Räumlichkeiten,

4.4.5 Belange des Klimaschutzes,
4.4.6 Belange des Immissionsschutzes,
4.4.7 Positive Stellungnahme zur Regional- bzw. Schul-

planung,
4.4.8 Berücksichtigung des „Gender Mainstreaming“ bzw.

der Chancengleichheit. Die Barrierefreiheit des Pro-
jekts ist gewährleistet.

Die Gewichtung der hier genannten Qualitätskriterien (Scoring-
Modell) erfolgt in einem separaten zu veröffentlichenden Erl.
des MK.
4.5 Kompetenzzentren bieten neben ihren bisherigen Auf-
gaben als ÜBS Information und Beratung an und verbinden
dies mit ihrem Bildungsauftrag. Sie greifen die betrieblichen
Bedürfnisse der kleinen und mittleren Unternehmen auf,
generieren innovationsfördernde und problemlösende Quali-
fizierungsleistungen und setzen diese betriebsnah um. Sie
müssen aufeinander abgestimmte Schwerpunkte bilden und
sich mit Kooperationspartnern wissensbasiert vernetzen.

5. Art, Umfang und Höhe der Zuwendungen
5.1 Die Zuwendung wird als nicht rückzahlbarer Zuschuss
im Rahmen der Anteilsfinanzierung zur Projektförderung
gewährt.
5.2 Die Höhe des Zuschusses beträgt bis zu 75 v. H. der zu-
wendungsfähigen Ausgaben im Zielgebiet „Konvergenz“, bei
Vorhaben im Zielgebiet „RWB“ bis zu 50 v. H. Landesseitig
wird grundsätzlich von einer anteiligen Bundesförderung
durch das Bundesinstitut für Berufsbildung und/oder das
Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle ausgegangen.

Es gilt das Betriebsstättenprinzip. Maßgebend für die Höhe
des Interventionssatzes ist der Sitz der überbetrieblichen
Bildungsstätte für die die Förderung beantragt wurde.
5.3 Zuwendungsfähig sind Ausgaben für Investitionen, die
der Schaffung oder der Modernisierung notwendiger, funk-
tionstüchtiger Werkstatträume, Lehr- und Unterrichtsräume,
Verwaltungsräume und sonstiger Räumlichkeiten dienen.
Vorrangig gefördert werden Investitionen, die unmittelbar der
Aufgabenerfüllung, d. h. dem Vorhalten von Ausbildungs-
kapazitäten, dienen. Nur mittelbar der Aufgabenerfüllung
dienende Investitionen können im Einzelfall gefördert wer-
den, wenn sie für die Funktionsfähigkeit der ÜBS erforderlich
sind und keine anderweitigen Finanzierungsmöglichkeiten
bestehen.

Ein Schwerpunkt der Förderung liegt bei Investitionen zur
Schaffung von Kapazitäten für neue und neu geordnete Aus-
bildungsberufe. Weitere Schwerpunkte können gesetzt werden,
um nach entsprechendem Bedarf gezielt bestimmte Bereiche
abzudecken (z. B. Einführung neuer Informations- und Kom-
munikationstechniken, Multimedia).

Nicht zuwendungsfähig sind insbesondere Ausgaben für 
— Maßnahmen der Bauunterhaltung und Instandsetzungen,  
— Verwaltungstätigkeit (ausgenommen Projektsteuerung und

Planung der Ausstattung),  
— Finanzierung,  
— nicht berücksichtigungsfähige Nutzung,  
— Verbrauchsmittel,
— Umzug. 

6. Sonstige Zuwendungsbestimmungen 
6.1 Der Zuwendungsempfänger ist zu verpflichten, jederzeit
Überprüfungen der Europäischen Kommission, des Europäi-
schen Rechnungshofs und des Landes Niedersachsen oder
von diesen beauftragte Stellen zuzulassen sowie bei der Erfas-
sung der Daten in der von der Kommission geforderten Diffe-

renzierung und bei der Bewertung der Förderung nach dieser
Richtlinie mitzuwirken. Die hierfür erforderliche Software
wird internetgestützt vom MW oder einem von diesem beauf-
tragten Dritten zur Verfügung gestellt und ist zu verwenden.

6.2 Die Träger haben das allgemeine Diskriminierungsverbot,
insbesondere hinsichtlich des Zugangs für Behinderte, zu
beachten.

7. Anweisung zum Verfahren

7.1 Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der
Zuwendung sowie für den Nachweis und die Prüfung der Ver-
wendung und die ggf. erforderliche Aufhebung des Zuwen-
dungsbescheides und die Rückforderung der gewährten
Zuwendung gelten die VV/VV-Gk zu § 44 LHO (VV 8.7 zu
§ 44 LHO findet keine Anwendung), soweit nicht in dieser
Förderrichtlinie oder den maßgeblichen Verordnungen der
EU Abweichungen zugelassen oder vorgeschrieben worden
sind.

7.2 Zuständige Bewilligungsstelle ist die Investitions- und För-
derbank Niedersachsen (NBank), Günther-Wagner-Allee 12—14,
30177 Hannover.

7.3 Für die Auszahlung der Zuwendung gilt das Erstattungs-
verfahren. Der Zahlungsabruf erfolgt nach Bedarf unter Vor-
lage der Originalbelege. Zwischen den einzelnen Anträgen
soll ein Zeitraum von mindestens zwei Monaten liegen.

Die Auszahlung des Restbetrages der Zuwendung in Höhe
von 10 v. H. des EU (EFRE)-Anteils erfolgt nach Vorlage und
Prüfung des Endverwendungsnachweises.

8. Schlussbestimmungen

Dieser Erl. tritt am 1. 11. 2007 in Kraft und mit Ablauf des
31. 12. 2015 außer Kraft.

An die
Investitions- und Förderbank Niedersachsen (NBank)

— Nds. MBl. Nr. 46/2007 S. 1281

G. Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr

Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen
zur Förderung der einzelbetrieblichen Unternehmensberatung

kleiner und mittlerer Unternehmen in Niedersachsen
(Beratungsrichtlinie 2007)

RdErl. d. MW v. 26. 10. 2007 — 13-32329 —

— VORIS 77100 —

Bezug: RdErl. v. 12. 7. 2005 (Nds. MBl. S. 593), geändert durch
RdErl. v. 17. 11. 2006 (Nds. MBl. S. 1391)
— VORIS 77100 —

1. Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage

1.1 Das Land gewährt nach Maßgabe dieser Richtlinie und
der VV zu § 44 LHO unter finanzieller Beteiligung aus Mitteln
des Europäischen Regionalfonds (EFRE) Zuwendungen für die
Inanspruchnahme einzelbetrieblicher Unternehmensberatung
als wichtiges Instrument zur Verbesserung der Leistungs- und
Wettbewerbsfähigkeit kleiner und mittlerer Unternehmen der
gewerblichen Wirtschaft und der Freien Berufe.

1.2 Die Gewährung der Zuwendung erfolgt entsprechend den
Regelungen der Verordnungen (EG):

— Nr. 1083/2006 des Rates vom 11. 7. 2006 mit allgemeinen
Bestimmungen über den Europäischen Fonds für regionale
Entwicklung, den Europäischen Sozialfonds und den
Kohäsionsfonds (ABl. EU Nr. L 210 S. 25, Nr. L 239 S. 48;
2007 Nr. L 145 S. 38; 2007 Nr. L 164 S. 36), zuletzt geän-
dert durch Verordnung (EG) Nr. 1989/2006 des Rates vom
21. 12. 2006 (ABl. EU Nr. L 411 S. 6),
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— Nr. 1828/2006 der Kommission vom 8. 12. 2006 zur Fest-
legung von Durchführungsvorschriften zur Verordnung (EG)
Nr. 1083/2006 (ABl. EU Nr. L 371 S. 1; 2007 Nr. L 45 S. 3),

— Nr. 1080/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 5. 7. 2006 über den Europäischen Fonds für regio-
nale Entwicklung und zur Aufhebung der Verordnung
(EG) Nr. 1783/1999 (ABl. EU Nr. L 210 S. 1).

1.3 Soweit nichts anderes bestimmt ist, gelten die in dieser
Richtlinie enthaltenen Regelungen für das Zielgebiet „Kon-
vergenz“ bestehend aus den Landkreisen Celle, Cuxhaven,
Harburg, Lüchow-Dannenberg, Lüneburg, Osterholz, Roten-
burg (Wümme), Soltau-Fallingbostel, Stade, Uelzen und Ver-
den sowie für das übrige Landesgebiet (Zielgebiet „Regionale
Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung — im Folgenden
— RWB“ —).
1.4 Ein Anspruch auf die Gewährung einer Zuwendung
nach dieser Richtlinie besteht nicht, vielmehr entscheidet die
Bewilligungsstelle aufgrund ihres pflichtgemäßen Ermessens
im Rahmen verfügbarer Haushaltsmittel.

2. Gegenstand der Förderung
2.1 Gefördert wird die Durchführung einzelbetrieblicher
Unternehmensberatungen durch freiberufliche und angestellte
Unternehmensberaterinnen und Unternehmensberater sowie
Beraterinnen und Berater der Selbsthilfeeinrichtungen der
Wirtschaft (im Folgenden gemeinsam: Berater). 
2.2 Die einzelbetriebliche Unternehmensberatung kann als
konzeptionelle Beratung, Coaching oder Prozessmoderation
erfolgen. 
2.2.1 Konzeptionelle Beratungen dienen der Erarbeitung
komplexer betrieblicher Konzepte und deren Umsetzung in
den Unternehmen. Dies kann auch begleitende Beratungen
bei der Implementierung und beim Umsetzen eines ent-
wickelten fachlichen Konzepts in den Unternehmensablauf
einbeziehen. Die konzeptionelle Beratung beinhaltet grund-
sätzlich die Erstellung eines individuellen fachlichen Konzep-
tes. Diese Individualität schließt eine gleichzeitige Betreuung
mehrerer Unternehmen oder Freiberuflerinnen und Freiberuf-
ler in einer konzeptionellen Beratung grundsätzlich aus.
2.2.2 Eine begleitende Beratung (Coaching) beinhaltet länger-
fristige, prozessbegleitende Maßnahmen zur Weiterentwick-
lung der Betriebskompetenz der Unternehmerin oder des Unter-
nehmers. 
2.2.3 Prozessmoderation dient der Optimierung von Verän-
derungsprozessen sowie ggf. der Verständigung zwischen Ver-
handlungspartnern (Übergabe) zur Findung einvernehmlicher
Lösungen. Hierzu wird eine neutrale Moderatorin oder ein
neutraler Moderator eingebunden, um die kommunikativen
Rahmenbedingungen zu schaffen. 
2.3 Eine Beratung kann innerhalb der Unternehmensphasen
— Unternehmensnachfolge, auch als Prozessmoderation,
— Unternehmenswachstum (z. B. Marketing, Beteiligungska-

pitalsuche, Außenwirtschaft/Internationalisierung, Design)
und

— Bestandssicherung
erfolgen.

Die Beratungsfelder innerhalb der Unternehmensphasen
und der Förderumfang werden vom MW in Zusammenarbeit
mit der NBank konkretisiert, um so die Förderung auf die
aktuellen Problemlagen mittelständischer Unternehmen zu
konzentrieren. 

Zusätzlich können durch MW jährlich wechselnde Bera-
tungsschwerpunkte festgelegt werden, um gezielt heraus-
gehobene Bereiche durch begleitende Maßnahmen zu unter-
stützen.

Das MW behält sich die Implementierung zusätzlicher
unterstützender Maßnahmen im Zielgebiet „Konvergenz“
(Ziel 1/Region Lüneburg) vor. 
2.4 Eine Förderung der Beratung aus diesem Programm ist
im Fall der Gewährung einer Förderung aus anderen öffent-
lichen Förderprogrammen für diese Maßnahme ausgeschlos-
sen (Kumulationsverbot).

2.5 Nicht gefördert werden Beratungen, die sich überwie-
gend auf Rechts-, Versicherungs- und Steuerfragen beziehen,
ferner Gutachten, Prüfungen, Architektur- und sonstige Pla-
nungen sowie gezielte Akquisitions- und Vermittlungstätig-
keiten.

3. Zuwendungsempfänger
3.1 Zuwendungsempfänger sind kleine und mittlere gewerb-
liche Unternehmen (im Folgenden: KMU) entsprechend der
jeweiligen Definition der EU und Angehörige Freier Berufe
mit Sitz oder Sitz der Betriebsstätte in Niedersachsen.

Nicht zuwendungsberechtigt sind Angehörige der freien
Berufe, die als Unternehmens- oder Wirtschaftsberater, als
Finanzdienstleister, als Wirtschaftsprüfer, als Steuerberater
oder als vereidigter Buchprüfer tätig sind oder werden wollen. 

Nach Definition der EU gelten als KMU Unternehmen nach
dem Anhang zur Empfehlung 2003/361/EG der Kommission
vom 6. 5. 2003 betreffend die Definition der Kleinstunter-
nehmen sowie der kleinen und mittleren Unternehmen (ABl.
EU Nr. L 124 S. 36) in der jeweils geltenden Fassung.
3.2 Bei der Bewilligung sind die Grundsätze des Gender
Mainstreaming anzuwenden. 
3.3 Bei der Bewilligung werden die Querschnittsziele betref-
fend Nachhaltigkeit bzw. Umwelt/Klimaschutz beachtet. Dies
beinhaltet z. B. die Einbindung von Aspekten, die den demo-
grafischen Wandel oder die Energie- und Ressourceneffi-
zienz betreffen.

4. Zuwendungsvoraussetzungen
4.1 Die einzelbetriebliche Unternehmensberatung muss
durch einen akkreditierten Berater aus der Beraterbörse der
NBank erfolgen. Dazu stellt die NBank den Antragstellern
eine Liste von fachlich qualifizierten und neutralen Beratern
zur Verfügung (Beraterbörse), deren Qualifikation in geeig-
neter Weise nachgewiesen ist. In der Beraterbörse können
sich Berater der Selbsthilfeeinrichtungen der Wirtschaft listen
lassen.
4.2 Antragsteller und Berater schließen eine Vereinbarung
über Inhalt, Umfang und Preis der Beratung.
4.3 Der Inhalt der Beratung sowie deren wesentlichen Er-
gebnisse sind in einem schriftlichen Beratungsbericht festzu-
halten. Dabei sollen auch Aussagen über die betriebswirt-
schaftlichen Erfolgsaussichten gemacht werden.

5. Art, Umfang und Höhe der Förderung
5.1 Die Zuwendung wird als nicht rückzahlbarer Zuschuss
in Form einer Anteilsfinanzierung zur Projektförderung ge-
währt.
5.2 Zuwendungsfähig sind die Ausgaben, die dem Antrag-
steller für die Tätigkeit der Berater entstehen. Dazu gehören
neben dem Honorar auch die Auslagen und Reisekosten der
Berater, nicht jedoch die Umsatzsteuer.
5.3 Als Bemessungsgrundlage gilt ein Tagewerk von 8 Stun-
den. Die Förderung umfasst mindestens
— 5 Tagewerke im Zielgebiet „Konvergenz“ und 
— 7 Tagewerke im Zielgebiet „RWB“, 
— jedoch höchstens 25 Tagewerke. 
5.4 Die Förderung beträgt bis zu 50 v. H. der zuwendungs-
fähigen Ausgaben je Tagewerk, jedoch höchstens 400 EUR je
Tagewerk. Darin sind Auslagen und Reisekosten des Beraters
bereits enthalten.
5.5 Ein Tagewerk kann auch auf einzelne Beratungen auf-
geteilt werden, wenn dies i. S. einer begleitenden Beratung
erforderlich ist. 

6. Sonstige Zuwendungsbestimmungen
6.1 Die Gewährung der Zuwendungen erfolgt unter Anwen-
dung der Verordnung (EG) Nr. 70/2001 der Kommission vom
12. 1. 2001 über die Anwendung der Artikel 87 und 88
EG-Vertrag auf staatliche Beihilfen an kleine und mittlere
Unternehmen (ABl. EG Nr. L 10 S. 33), zuletzt geändert durch
Verordnung (EG) Nr. 1976/2006 der Kommission vom 20. 12.
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2006 (ABl. EU Nr. L 368 S. 85), i. V. m. Verordnung (EG)
Nr. 364/2004 der Kommission vom 25. 2. 2004 zur Änderung
der Verordnung (EG) Nr. 70/2001 im Hinblick auf die Er-
streckung ihres Anwendungsbereichs auf Forschungs- und
Entwicklungsbeihilfen (ABl. EU Nr. L 63, S. 22) i. V. m. Ver-
ordnung (EG) Nr. 1976/2006 der Kommission vom 20. 12.
2006 zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 2204/2002,
(EG) Nr. 70/2001 und (EG) Nr. 68/2001 in Bezug auf die Aus-
dehnung ihrer Anwendungszeiträume (Text von Bedeutung
für den EWR) — ABl. EU Nr. L 368 S. 85 — (KMU-Freistel-
lungsverordnung).

6.2 Die Zuwendungsempfänger sind im Fall einer finanziel-
len Beteiligung der EU aus Mitteln des EFRE verpflichtet, je-
derzeit Überprüfungen der Europäischen Kommission, des
Europäischen Rechnungshofs und des Landes Niedersachsen
oder von diesen beauftragte Stellen zuzulassen sowie bei der
Erfassung der Daten in der von der Kommission geforderten
Differenzierung und bei der Bewertung der Förderung nach
dieser Richtlinie mitzuwirken. Die hierfür erforderliche Soft-
ware wird internetgestützt vom MW oder einem von diesem
beauftragten Dritten zur Verfügung gestellt und ist zu ver-
wenden.

7. Verfahren

7.1 Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der
Zuwendung, den Nachweis und die Prüfung der Verwen-
dung, die ggf. erforderliche Aufhebung des Zuwendungsbe-
scheides sowie die Rückforderung der gewährten Zuwendung
gelten die VV zu § 44 LHO, soweit nicht in dieser Förderricht-

linie oder den maßgeblichen Verordnungen der EU Abwei-
chungen zugelassen worden sind.
7.2 Zuständige Bewilligungsstelle ist die Investitions- und
Förderbank Niedersachsen GmbH (NBank), Günther-Wagner-
Allee 12—14, 30177 Hannover. 
7.3 Vordrucke für Antragstellung und Mittelabruf werden
von der NBank zur Verfügung gestellt. 
7.4 Die NBank wird im Rahmen eines Monitoring die Ergeb-
nisse und Qualität der Beratungen erheben. Zuwendungs-
empfänger sind zur Mitwirkung verpflichtet.
7.5 Die Zuwendung ist nach Abschluss der Maßnahme mit-
tels Vordruck bei der NBank unter Beifügung des Beratungs-
berichts, der Rechnung und eines Zahlungsnachweises abzu-
fordern.
7.6 Als zahlenmäßiger Verwendungsnachweis gelten die zur
Auszahlung der Zuwendung vorgelegten Unterlagen.

8. Schlussbestimmungen
8.1 Dieser RdErl. tritt am 1. 11. 2007 in Kraft.
8.2 Gleichzeitig wird der Bezugserlass aufgehoben. Er ist für
die Übergangszeit bis zum 31. 12. 2008 nur noch auf Bera-
tungsförderungen anzuwenden, die bei den Unternehmens-
verbänden Handwerk Niedersachsen e. V., Hannover (U.H.N.),
zu beantragen sind.
8.3 Dieser RdErl. tritt mit Ablauf des 31. 12. 2013 außer Kraft.

An die
Investitions- und Förderbank Niedersachsen (NBank)

— Nds. MBl. Nr. 46/2007 S. 1282

H. Ministerium für den ländlichen Raum, Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz

Aufhebung von Verwaltungsvorschriften

RdErl. d. ML v. 23. 10. 2007 — 103-60230/32.1-8, 11 —

Folgende Verwaltungsvorschriften werden aufgehoben:

An
das Niedersächsische Landgestüt Celle
die Landwirtschaftskammer Niedersachsen

— Nds. MBl. Nr. 46/2007 S. 1284

Feststellung gemäß § 3 a UVPG
(Flurbereinigung Lohne-A 31, Landkreis Grafschaft Bentheim)

Bek. d. ML v. 30. 10. 2007
— 306.3-611 Lohne A 31 —

Die GLL Meppen hat die 3. Änderung zum Wege- und Gewäs-
serplan mit landschaftspflegerischem Begleitplan nach § 41 des
Flurbereinigungsgesetzes (FlurbG) i. d. F. vom 16. 3. 1976
(BGBl. I S. 547), zuletzt geändert durch Artikel 2 Abs. 23 des
Gesetzes vom 12. 8. 2005 (BGBl. I S. 2354), für das Flurberei-
nigungsverfahren Lohne-A 31, Landkreis Grafschaft Bentheim,
erstellt und bereitet die 4. Änderung vor. Auf der Grundlage
des geänderten Wege- und Gewässerplans mit landschafts-
pflegerischem Begleitplan erfolgt der Ausbau der gemein-
schaftlichen und öffentlichen Anlagen.

Auf der Grundlage der vorgelegten Unterlagen zu diesen
Änderungen des Wege- und Gewässerplans mit landschafts-
pflegerischem Begleitplan ist gemäß § 3 a Satz 1 i. V. m. § 3 e

Absatz 1 Nr. 2 UVPG  i. d. F. vom 25. 6. 2005 (BGBl. I S. 1757,
2797), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom
21. 12. 2006 (BGBl. I S. 3316), nach einer allgemeinen Vor-
prüfung des Einzelfalls gemäß § 3 c Abs. 1 UVPG festzustellen,
ob für die Änderung des Vorhabens — Bau der gemeinschaft-
lichen und öffentlichen Anlagen i. S. des FlurbG — eine Um-
weltverträglichkeitsprüfung durchzuführen ist.

Diese allgemeine Vorprüfung hat für das Flurbereinigungs-
verfahren Lohne-A 31 ergeben, dass von diesen Änderungen
des Vorhabens keine erheblichen nachteiligen Umweltaus-
wirkungen zu erwarten sind, die nach § 12 UVPG zu berück-
sichtigen wären.

Gemäß § 3 a Satz 1 UVPG wird hiermit festgestellt, dass für
diese Änderungen des Vorhabens keine Verpflichtung zur
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht.

Diese Feststellung ist gemäß § 3 a Satz 3 UVPG nicht selb-
ständig anfechtbar.

— Nds. MBl. Nr. 46/2007 S. 1284

1. RdErl. v. 14. 10. 1987 (Nds. MBl. S. 1008)
— VORIS 78450 00 00 00 001 —

Richtlinien über die Förderung von Leistungsprüfungen in der tieri-
schen Erzeugung

2. RdErl. v. 21. 2. 1991 (Nds. MBl. S. 358)
— VORIS 78450 00 01 00 001 —

Durchführung des Tierzuchtgesetzes
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K. Umweltministerium

Richtlinie über die Gewährung von
Zuwendungen zur Förderung von Maßnahmen

der kommunalen Abwasserbeseitigung

RdErl. d. MU v. 1. 11. 2007 — 22-62603/03/02 —

— VORIS 28200 —

1. Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage, Geltungsbereich 

1.1 Das Land Niedersachsen gewährt aus Mitteln der EU den
Trägern von Abwassermaßnahmen Zuwendungen nach Maß-
gabe dieser Richtlinie und der VV/VV-Gk zu § 44 LHO.

Die Gewährung der Zuwendung erfolgt entsprechend den
Regelungen der Verordnungen (EG)

— Nr. 1083/2006 des Rates vom 11. 7. 2006 mit allgemeinen
Bestimmungen über den Europäischen Fonds für regi-
onale Entwicklung, den Europäischen Sozialfonds und
den Kohäsionsfonds und zur Aufhebung der Verordnung
(EG) Nr. 1260/1999 (ABl. EU Nr. L 210 S. 25, Nr. L 239
S. 248; 2007 Nr. L 145 S. 38; 2007 Nr. L 164 S. 36), zuletzt
geändert durch Verordnung (EG) Nr. 1989/2006 des Rates
vom 21. 12. 2006 (ABl. EU Nr. L 411 S. 6),

— Nr. 1828/2006 der Kommission vom 8. 12. 2006 zur Fest-
legung von Durchführungsvorschriften zur Verordnung (EG)
Nr. 1083/2006 (ABl. EU Nr. L 371 S. 1; 2007 Nr. L 45 S. 3),

— Nr. 1080/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 5. 7. 2006 über den Europäischen Fonds für regionale
Entwicklung und zur Aufhebung der Verordnung (EG)
Nr. 1783/199 (ABl. EU Nr. L 210 S. 1) — im Folgenden:
EFRE-Verordnung —.

1.2 Zweck der Zuwendungen ist es, im übergeordneten
Interesse des Landes durch Förderung der Abwasserbesei-
tigung (§ 148 NWG) einen Beitrag zum Schutz und zur
Verbesserung der Umwelt (EFRE-Verordnung, Arikel 4 Nr.4
und Artikel 5 Nr. 2) sowie zur Förderung innovativer Abwas-
sertechnologien (EFRE-Verordnung, Artikel 5 Nr.1) zu leisten.
Insbesondere soll eine nachhaltige Verbesserung der Gewässer-
güte erreicht werden.

1.3 Soweit nichts anderes bestimmt ist, gelten die in dieser
Richtlinie enthaltenen Regelungen für das Zielgebiet „Konver-
genz“ bestehend aus den Landkreisen Celle, Cuxhaven, Har-
burg, Lüchow-Dannenberg, Lüneburg, Osterholz, Rotenburg
(Wümme), Soltau-Fallingbostel, Stade, Uelzen und Verden
sowie für das übrige Landesgebiet (Zielgebiet „Regionale Wett-
bewerbsfähigkeit und Beschäftigung – RWB“). 

1.4 Ein Anspruch auf  Gewährung von Zuwendungen besteht
nicht. Vielmehr entscheidet die Bewilligungsstelle, in Abstim-
mung mit dem NLWKN, nach pflichtgemäßem Ermessen im
Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel auf der Basis dieser
Richtlinie.

2. Gegenstand der Förderung

Gefördert werden können folgende Maßnahmen:

2.1 Bau und Ausbau von Abwasserbehandlungsanlagen, 

2.2 Bau und Ausbau von Abwasserbehandlungsanlagen, mit
dem Ziel, die Abwasserreinigung über den Stand der
Technik hinaus zu betreiben, insbesondere mit innova-
tiven Verfahren,

2.3 Bau von Hauptverbindungsleitungen,

2.4 Anschluss von Streusiedlungen an die Hauptkanalisation,

2.5 Anpassung der Misch- und Niederschlagswasserkanalisa-
tionen mit dem Ziel, die Schadstofffrachten zu vermin-
dern und so zu einer Fracht- und Mengenentlastung der
Gewässer beizutragen.

3. Zuwendungsempfänger

Als Zuwendungsempfänger kommen Gemeinden, Gemein-
deverbände, Zweckverbände sowie sonstige Körperschaften

und Anstalten des öffentlichen Rechts sowie juristische Perso-
nen des Privatrechts in Betracht.

4. Zuwendungsvoraussetzungen

4.1 Eine Zuwendung kann nur gewährt werden, wenn Pla-
nungsunterlagen vorliegen, die nach den jeweils geltenden
Richtlinien aufgestellt worden sind. Die allgemein anerkann-
ten Regeln der Technik und der Stand der Technik, je nach
Anwendungsbereich, sind grundsätzlich zu beachten. 

4.2 Zuwendungen werden nur zur Setzung von Prioritäten
im Gewässerschutz sowie zur Förderung von innovativen
Technologien gewährt.

Großvorhaben sind in funktionsfähige Bauabschnitte auf-
zugliedern.

4.3 Die Gewährung einer Zuwendung ist abhängig von der
Erfüllung folgender Qualitätskriterien:

— Qualität Gesamtkonzept,

— innovativer Ansatz,

— Abwasserreinigung über den Stand der Technik,

— Erfüllung der Immissionsanforderungen des Gewässer-
kundlichen Landesdienstes,

— Bedeutung für das Gewässer, Gewässersystem, Bearbei-
tungsgebiet (Ziele der EU Wasserrahmenrichtlinie).

Die Gewichtung der hier genannten Qualitätskriterien (Sco-
ring-Modell) erfolgt in einem gesondert zu veröffentlichen-
den Erlass des MU.

5. Art, Höhe und Umfang der Förderung

5.1 Zuwendungen werden als nicht rückzahlbarer Zuschuss
zur Projektförderung als Anteilsfinanzierung gewährt. Bei nach-
träglichen Finanzierungsbeiträgen Dritter sind die zuschuss-
fähigen Ausgaben um den Betrag des nachträglichen Finan-
zierungsbeitrages zu mindern. 

5.2 Maßnahmen nach den Nummern 2.1, 2.3 und 2.4  wer-
den nur im Zielgebiet „Konvergenz“ gefördert. Die Maßnah-
men nach den Nummern 2.2 und 2.5 können aus EU-Mitteln
landesweit gefördert werden.  

5.3 Als Bemessungsgrundlage für die Höhe der Zuwendung
unter Berücksichtigung der zuwendungsfähigen Ausgaben gilt,
dass Maßnahmen aus EU-Mitteln 

— im Zielgebiet „Konvergenz“ mit bis zu 75 v. H.

— im Zielgebiet „RWB“ mit bis zu 50 v. H.

gefördert werden können.

5.4 Für Maßnahmen der Nummern 2.1 bis 2.4 darf der zu
gewährende Zuwendungsbetrag und ein Verrechnungsbetrag
nach § 10 Abs. 3 oder 4 des Abwasserabgabengesetzes den
Förderhöchstsatz nach Nummer 5.3 nicht überschreiten. 

5.5 Die Ausgaben für Leistungen i. S. der Honorarordnung
für Architekten und Ingenieure sind Bestandteile der Aus-
führungskosten und zuwendungsfähig.

5.6 Grunderwerb ist nur im Umfang der bei Abschluss eines
Vorhabens endgültig benötigten Flächen zuwendungsfähig.
Nicht nutzbare Restflächen bleiben unberücksichtigt. Der
Förderbetrag zum Erwerb von Grundstücken darf nicht mehr
als 10 v. H. der gesamten zuschussfähigen Ausgaben für das
betreffende Vorhaben betragen. 

Bei der Ermittlung des Verkehrswertes sind die für die
Landesverwaltung eingeführten „Wertermittlungsrichtlinien
— WertR —“ i. V. m. den „Entschädigungsrichtlinien Land-
wirtschaft — LandR —“ in der jeweils geltenden Fassung zu
beachten.

5.7 Nicht zuwendungsfähig sind

— Personal- und Verwaltungsausgaben,

— Aufwendungen für Betrieb und Unterhaltung,

— Schmutzwasserkanalisation zur Erschließung neuer Sied-
lungs- oder Industriegebiete,
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— der Ersatz von Anlagen oder Anlagenteilen, auch, wenn
die Zweckbindung abgelaufen ist,

— Grundstücksentwässerungsleitungen bis zum Kanalnetz,

— Neubau von Niederschlagswasserkanalisation,

— Kleinkläranlagen bis zu einem Abwasseranfall von 8 m3/Tag,

— industrielle und gewerbliche Kläranlagen.

6. Sonstige Zuwendungsbestimmungen

6.1 Gehen während des Zweckbindungszeitraums (bei Grund-
stücken, Bauten und baulichen Anlagen zwölf Jahre ab Fer-
tigstellung, für technische Einrichtungen, Maschinen und
Geräte fünf Jahre ab Lieferung) Anlagen oder einzelne Teile,
für die die Zuwendung gewährt wird, auf andere Träger über,
so muss der Zuwendungsempfänger selbst oder dessen Erbe,
außer in Fällen höherer Gewalt, die entsprechend für die Ver-
pflichtung erhaltene Zuwendung vollständig zurückerstatten,
sofern die eingegangenen Verpflichtungen von dem Über-
nehmer nicht eingehalten werden.

6.2 Grundsätzlich ist die gleichzeitige Förderung nach die-
ser Richtlinie und nach anderen Programmen mit einer
Zweckbestimmung, die der des Zuwendungszwecks nach
Nummer 1 entspricht, nicht zulässig.

6.3 Der Zuwendungsempfänger ist zu verpflichten, jeder-
zeit Überprüfungen der Europäischen Kommission, des
Europäischen Rechnungshofs und des Landes Niedersach-
sen oder von deren beauftragten Stellen zuzulassen sowie
bei der Erfassung der Daten in der von der Kommission
geforderten Differenzierung und bei der Bewertung der För-
derung nach dieser Richtlinie mitzuwirken. Die hierfür
erforderliche Software wird internetgestützt vom MW oder
einem von diesem beauftragten Dritten zur Verfügung
gestellt und ist zu verwenden. Ein Betretungsrecht aller
Betriebsflächen ist einzuräumen.

7. Anweisungen zum Verfahren

7.1 Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung von
Zuwendungen sowie für den Nachweis und die Prüfung
der Verwendung und die ggf. erforderliche Aufhebung des
Zuwendungsbescheides und die Rückforderung der gewähr-
ten Zuwendung gelten die VV/VV-Gk zu § 44 LHO, soweit
nicht in dieser Förderrichtlinie Abweichungen zugelassen
worden sind. Die VV Nr. 8.7 zu § 44 LHO findet keine An-
wendung.

7.2 Bewilligungsstelle

Zuständige Bewilligungsstelle ist die Investitions- und Förder-
bank Niedersachsen (NBank), Günther-Wagner-Allee 12—14,
30177 Hannover.

Der NLWKN nimmt die Aufgaben der fachlich zuständigen
technischen staatlichen Dienststelle wahr.

7.3 Antragstellung

Anträge sind in zweifacher Ausfertigung an die Bewilli-
gungsstelle und nachrichtlich an den NLWKN zu richten.
Antragsvordrucke sind bei der NBank erhältlich. 

Die Anträge sollen dort spätestens am 1. Oktober des Vor-
jahres vorliegen, für das eine Bewilligung beantragt wird. 

Dem Antrag müssen mindestens beigefügt sein:

— der Finanzierungsplan (im Antragsvordruck enthalten),

— eine kurzgefasste Erläuterung des Vorhabens/Bauabschnitts
mit der Begründung der beantragten Fördermittel sowie
des vorgesehenen Ausführungszeitraums,

— eine Kostenberechnung, aufgegliedert nach einzelnen Ver-
wendungszwecken, 

— eine Übersichtskarte (Messtischblatt 1: 25 000), aus der
die Lage des Vorhabens/Bauabschnitts ersichtlich ist.

— Lagepläne zur Darstellung des Bauvorhabens.  

Bei der Antragstellung ist die Erfüllung der einzelnen Quali-
tätskriterien nach Nummer 4.3, soweit relevant, zu erläutern.
7.4 Auszahlung

Für die Auszahlung der Zuwendung gilt das Erstattungsver-
fahren. Der Zahlungsabruf erfolgt unter Vorlage der Original-
belege. Die Auszahlung des Restbetrages der Zuwendung in
Höhe von 10 v. H. des EFRE-Anteils erfolgt nach Vorlage und
Prüfung des abschließenden Verwendungsnachweises.

Anträge auf Auszahlung sind auf dem Formblatt „Mittelab-
ruf“ an die Bewilligungsstelle zu richten. Formblätter hierfür
sind dort erhältlich. 
7.5 Maßnahmenprüfung

Die Bewilligungsstelle überprüft nach Maßgabe der Verord-
nung (EG) 1828/2006 bei den Zuwendungsempfängern die
Einhaltung der Fördervoraussetzungen und die ordnungs-
gemäße Durchführung der Maßnahmen. Über die Überprü-
fungen sind Niederschriften anzufertigen. 
7. 6 Verwendungsnachweis

Im Verwendungsnachweis ist darzulegen, ob der mit der
Zuwendung beabsichtigte Zweck erreicht wird. Es ist insbe-
sondere darzustellen, inwieweit durch die mit Zuwendungen
realisierte Maßnahme einen Nutzen für die Gewässergüte
gebracht hat.

8. Schlussbestimmungen
Dieser RdErl. tritt mit Wirkung vom 1. 1. 2007 in Kraft und

mit Ablauf des 31. 12. 2015 außer Kraft.

An 
die Investitions- und Förderbank Niedersachsen (NBank)
den Niedersächsischen Landesbetrieb für Wasserwirtschaft und Küsten-
schutz
die Träger von Abwasservorhaben
Nachrichtlich:
An die
Region Hannover, Landkreise, kreisfreien und großen selbständigen
Städte

— Nds. MBl. Nr. 46/2007 S. 1285

Feststellungsbescheid
gemäß § 6 Abs. 3 der Verpackungsverordnung

Bek. d. MU v. 1. 11. 2007 — 62800/2/9/1 E 5.07 —

In der Anlage wird der verfügende Teil des Feststellungsbe-
scheides an die BellandVision GmbH vom 1. 11. 2007 über
die Einrichtung eines Systems über die Abholung gebrauchter
Verkaufsverpackungen gemäß § 6 Abs. 3 der Verpackungsver-
ordnung vom 21. 8. 1998 (BGBl. I S. 2379), zuletzt geändert
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 19. 7. 2007 (BGBl. I S. 1462),
bekannt gemacht.

— Nds. MBl. Nr. 46/2007 S. 1286

Anlage

Auf Antrag der BellandVision GmbH, Bahnhofstraße 9,
91257 Pegnitz (nachstehend Antragstellerin genannt), vom
14. August 2007 ergeht folgender
B e s c h e i d :
1. Es wird festgestellt, dass die Antragstellerin im Gebiet des
Landes Niedersachsen ein System nach § 6 Abs. 3 Satz 1
Verpackungsverordnung (VerpackV) vom 21. 8. 1998 (BGBl. I
S. 2379), zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom
19. 7. 2007 (BGBl. I S. 1462) eingerichtet hat, das flächen-
deckend eine regelmäßige Abholung gebrauchter Verkaufs-
verpackungen beim privaten Endverbraucher oder in dessen
Nähe in ausreichender Weise gewährleistet. 
2. Die Feststellung ergeht unter folgenden Nebenbestim-
mungen:
2.1 Innerhalb von sechs Monaten nach Bekanntgabe des

Bescheids sind für die Gebiete des Landes Niedersach-
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sen, für die bisher keine Leistungsverträge über die regel-
mäßige Abholung gebrauchter Verkaufsverpackungen
vorgelegt wurden, diese nachzureichen. Die Leistungs-
verträge haben den Zeitraum ab Beginn der Feststellung
abzudecken. 
Soweit innerhalb der vorgegebenen Frist für mehrere oder
einzelne Fraktionen nicht für sämtliche Vertragsgebiete
des Landes Niedersachsen Leistungsverträge abgeschlos-
sen und dem Niedersächsischen Umweltministerium
vorgelegt werden, endet insoweit die Feststellung der
flächendeckenden Einrichtung des Systems. Der Eintritt
dieser Bedingung wird vom Niedersächsischen Umwelt-
ministerium im Niedersächsischen Ministerialblatt be-
kannt gegeben und ist vom Zeitpunkt dieser Bekannt-
gabe an wirksam. 

2.2 Bis zum 1. 5. jeden Jahres ist dem Niedersächsischen Um-
weltministerium eine Auflistung der aktuellen, bestehen-
den Verträge über die Erfassungsleistung für alle Vertrags-
gebiete, getrennt nach den Fraktionen Glas, LVP und
PPK, vorzulegen. In dieser Auflistung sind auch die Sor-
tier- und Verwertungsleistungen gesondert darzustellen,
wenn die Verträge auch diese Entsorgungsleistungen
umfassen.
Diese Auflistung ist als Ausdruck und als elektronische
Datei (Excel-Datei) vorzulegen und muss mindestens die
Nummer der Vertragsgebiete, die Bezeichnung der Ver-
tragsgebiete, die Namen und Anschriften der Vertrags-
partner und die Laufzeit der Verträge enthalten.

2.3 Die Antragstellerin hat die Originale der von den öffent-
lich-rechtlichen Entsorgungsträgern abgegebenen Erklä-
rungen zum Nachweis der Abstimmung vorzuhalten
und dem Niedersächsischen Umweltministerium auf Ver-
langen vorzulegen.

2.4 Die Antragstellerin erstellt den Mengenstromnachweis
gem. Anhang 1 Nr. 3 Abs. 4 VerpackV nach Maßgabe
der Richtlinie über die „Anforderungen an Mengen-
stromnachweise und deren Prüfung durch Sachver-
ständige“ gem. Anhang I zu § 6 VerpackV, Mitteilung
der Bund-/Länderarbeitsgemeinschaft Abfall (LAGA)
Nr. 37 in der jeweils geltenden Fassung (Anlage*).
Zusätzlich ist bei einer Verwertung im Ausland außer-
halb des OECD-Raumes von der Antragstellerin eine
Genehmigung des zuständigen Ministeriums des Im-
portlandes vorzulegen, soweit die Verwertung nicht
einer Notifizierung gem. der EU-Abfallverbringungs-
verordnung bedarf. Den fremdsprachlichen Doku-
menten sind beglaubigte Übersetzungen eines in
Deutschland zugelassenen, vereidigten Übersetzers bei-
zufügen. 

2.5 Die Antragstellerin ist verpflichtet, dem Niedersächsi-
schen Umweltministerium und von diesem beauftrag-
ten Dritten die zur Überwachung der Einhaltung der
sich aus der VerpackV und diesem Bescheid ergebenden
Anforderungen erforderlichen Auskünfte zu erteilen und
die erforderlichen Unterlagen zugänglich zu machen.
Darüber hinaus ist zu gewährleisten, dass dem Umwelt-
ministerium und den von diesem beauftragten Dritten
Zutritt zu den zur Umsetzung der VerpackV genutzten
Anlagen gewährt wird. 

2.6 Soweit im Rahmen des Systems in Niedersachsen Anla-
gen zur Zwischenlagerung betrieben werden sollen, hat
die Antragstellerin dies unverzüglich mitzuteilen. Die
Mitteilung umfasst die Zulassungsverfügung, die vorge-
sehenen Materialien, deren Vorbehandlung, die Lager-
bedingungen, den Lagerzeitraum sowie den sich an-
schließenden Verwertungsweg.

2.7 Die Antragstellerin hat durch eine Sicherheitsleistung
sicherzustellen, dass im Falle einer vollständigen oder
teilweisen Einstellung des Systembetriebs die Entsorgung
der in den Sammeleinrichtungen tatsächlich erfassten
Verkaufsverpackungen weiterhin gewährleistet wird. Die
Faktoren für die Berechnung der Sicherheit ergeben sich
aus dem Anteil der Lizenzmenge des Systems an den
landesweit lizenzierten Mengen, bezogen auf den Zeit-
raum von drei Monaten, und den Kosten für die Ab-
deckung folgender Aufgabenbereiche:

— Transport zu der Sortieranlage,
— Sortierung der Materialien,
— Entsorgung der Sortierreste und
— Verwertung der Materialien.
Diese Berechnungsfaktoren sind dem Niedersächsischen
Umweltministerium erstmals nach der Erstellung des
Mengenstromnachweises für das Jahr der Feststellung
nachzuweisen. Soweit sich danach durch eine Verän-
derung der Berechnungsfaktoren die Höhe der zu leis-
tenden Sicherheit um mehr als 10 % verändert, ist die
Sicherheitsleistung anzupassen.
Die Sicherheitsleistung muss auch im Falle einer Insol-
venz Bestand haben.

2.8 Die Antragstellerin hat der von den Betreibern der dua-
len Systeme geschlossenen „Vereinbarung über die Er-
mittlung von Lizenz- bzw. Vertragsmengenanteilen“ bei-
zutreten. Ferner hat die Antragstellerin dem „Vertrag
über das Clearing von Nebenentgelten sowie Mitbenut-
zungsentgelten bei der Entsorgung gebrauchter Verkaufs-
verpackungen“ beizutreten. Änderungen der Vereinba-
rungen, Kündigungen oder Auflösungen sind dem
Niedersächsischen Umweltministerium umgehend mit-
zuteilen. 

2.9 Soweit die Kapazitätsnachweise über die Sortierleistun-
gen und der Verwertung im laufenden Systembetrieb
für die Abfallfraktionen noch nicht vollständig vorlie-
gen, hat die Antragstellerin diese zu vervollständigen
und dem Niedersächsischen Umweltministerium bis zum
1. 6. 2008 vorzulegen. Anderenfalls kann die System-
feststellung widerrufen werden. 

2.10 Die nachträgliche Aufnahme, Änderung oder Ergänzung
von Auflagen bleibt vorbehalten.

3. Der Bescheid ist sofort vollziehbar.
4. Die Kosten des Verfahrens trägt die Antragstellerin. Die
Kosten werden durch gesonderten Bescheid festgesetzt.
5. Der verfügende Teil dieses Bescheides wird öffentlich
bekannt gegeben. 

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diese Entscheidung kann innerhalb eines Monats nach
Bekanntgabe Klage beim Verwaltungsgericht Hannover, Ein-
trachtweg 19, 30173 Hannover, schriftlich oder zur Nieder-
schrift des Urkundsbeamten der Geschäftstelle dieses Gerichts
erhoben werden.

Feststellung gemäß § 3 a UVPG
(Kernkraftwerk Lingen GmbH, Lingen)

Bek. d. MU v. 2. 11. 2007 — 42-40311/5 (160.1) —

Die Kernkraftwerk Lingen GmbH hat mit Schreiben vom
24. 8. 2007 beim MU einen Antrag nach § 7 des Atomgesetzes
i. d. F. vom 15. 7. 1985 (BGBl. I S. 1565), zuletzt geändert
durch Artikel 161 der Verordnung vom 31. 10. 2006 (BGBl. I
S. 2407), für den Ersatz des Fortluftkamins im Kernkraftwerk
Lingen gestellt. Der Antrag beinhaltet die Errichtung eines
60 m hohen Fortluftkamins, den Umschluss der Lüftungs-
anlage auf diesen Kamin und den anschließenden Abriss des
alten 150 m hohen Fortluftkamins.

Im Rahmen des Genehmigungsverfahrens war gemäß § 3 c
UVPG i. d. F. vom 25. 6. 2005 (BGBI. I S. 1757, 2797), zuletzt
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 23. 10. 2007
(BGBl. I S. 2470), aufgrund einer überschlägigen Prüfung
unter Berücksichtigung der in Anlage 2 UVPG aufgeführten
Kriterien zu ermitteln, ob das Vorhaben erhebliche nachtei-
lige Umweltauswirkungen haben könnte, die nach § 12 UVPG
zu berücksichtigen wären. Die eingehend durchgeführte Prü-
fung hat ergeben, dass die Durchführung einer Umweltver-
träglichkeitsprüfung nicht erforderlich ist.

Diese Feststellung ist gemäß § 3 a UVPG nicht selbständig
anfechtbar.

— Nds. MBl. Nr. 46/2007 S. 1287* Hier nicht abgedruckt.
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Landesbetrieb für Wasserwirtschaft, Küsten- und Naturschutz

V e r o r d n u n g
zur Änderung der Verordnung über die Festsetzung 
des Überschwemmungsgebiets der Rodenberger Aue 

in den Landkreisen Hameln-Pyrmont und Schaumburg 
sowie in der Region Hannover

Vom 1. 11. 2007

Aufgrund der §§ 92 a und 93 NWG i. d. F. vom 25. 7. 2007
(Nds. GVBl. S. 345) wird verordnet:

Artikel 1
Die Verordnung über die Festsetzung des Überschwemmungs-

gebiets der Rodenberger Aue in den Landkreisen Hameln-Pyr-
mont und Schaumburg sowie der Region Hannover vom 20. 8.
2007 (Nds. MBl. S. 947) wird wie folgt geändert:
1. Im einleitenden Satz wird die Angabe „der §§ 92, 93 und 94

Abs. 2“ durch die Angabe „der §§ 92 a und 93“ ersetzt.
2. § 3 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird gestrichen.
b) Der bisherige Absatz 2 wird einziger Absatz.

Artikel 2
Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in

Kraft.

Hannover, den 1. 11. 2007

Niedersächsischer Landesbetrieb
für Wasserwirtschaft, Küsten- und Naturschutz

Scupin
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V e r o r d n u n g
zur Änderung der Verordnung über die Festsetzung 

des Überschwemmungsgebietes der Grawiede 
im Landkreis Diepholz

Vom 1. 11. 2007

Aufgrund der §§ 92 a und 93 NWG i. d. F. vom 25. 7. 2007
(Nds. GVBl. S. 345) wird verordnet:

Artikel 1

Die Verordnung über die Festsetzung des Überschwemmungs-
gebietes der Grawiede im Landkreis Diepholz vom 14. 8. 2007
(Nds. MBl. S. 861) wird wie folgt geändert: 

1. Im einleitenden Satz wird die Angabe „der §§ 92, 93 und 94
Abs. 2“ durch die Angabe „der §§ 92 a und 93“ ersetzt.

2. § 3 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird gestrichen.

b) Die bisherigen Absätze 2 und 3 werden Absätze 1 und 2.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in
Kraft.

Hannover, den 1. 11. 2007

Niedersächsischer Landesbetrieb
für Wasserwirtschaft, Küsten- und Naturschutz

Scupin

— Nds. MBl. Nr. 46/2007 S. 1288

V e r o r d n u n g
über das Naturschutzgebiet 

„Huntebruch und Huntebruchwiesen“
in der Gemeinde Lembruch und der Stadt Diepholz, 

Landkreis Diepholz

Vom 7. 11. 2007

Aufgrund der §§ 24, 28 c, 29, 30, 34 b und 55 Abs. 3 NNatG
i. d. F. vom 11. 4. 1994 (Nds. GVBl. S. 155, 267), zuletzt geän-
dert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 26. 4. 2007 (Nds. GVBl.
S. 161), und des § 3 Abs. 3 ZustVO-Naturschutz vom 9. 12.
2004 (Nds. GVBl. S. 583) wird verordnet:

§ 1

Naturschutzgebiet

(1) Das in den Absätzen 2 und 3 näher bezeichnete Gebiet
wird zum Naturschutzgebiet (NSG) „Huntebruch und Hunte-
bruchwiesen“ erklärt. Es schließt das ehemalige NSG „Hunte-
bruch“ mit ein.

(2) Das NSG liegt ca. 3 km südlich der Stadtgrenze von Diep-
holz. Es befindet sich in der Gemarkung Lembruch, in den
Fluren 1 und 11 sowie der Gemarkung Diepholz, in den Flu-
ren 31, 32, 33, 54, 55 und 56.

(3) Die Grenze des NSG ergibt sich aus der maßgeblichen
und mitveröffentlichten Karte im Maßstab 1: 12 000 (Anlage).
Sie verläuft auf der Innenseite des dort dargestellten grauen
Rasterbandes. Die westliche Grenze des NSG wird von der
Grenze des Landkreises Diepholz gebildet. Die Lage des NSG
ergibt sich aus dem in die maßgebliche Karte integrierten Lage-

plan im Maßstab 1: 75 000. Die Karte ist Bestandteil dieser
Verordnung. 

(4) Das NSG „Huntebruch und Huntebruchwiesen“ liegt
teilweise im Fauna-Flora-Habitat-(FFH-)Gebiet „Dümmer“ und
vollständig im Europäischen Vogelschutzgebiet „Dümmer“.
Die Fläche des NSG, die im FFH-Gebiet liegt und der Umset-
zung der FFH-Richtlinie dient, ist in der maßgeblichen Karte
gesondert gekennzeichnet. 

(5) Das NSG hat eine Größe von ca. 260 ha.

§ 2
Schutzgegenstand und Schutzzweck

(1) Das NSG „Huntebruch und Huntebruchwiesen“ liegt am
südlichen Rand der Norddeutschen Tiefebene. Es ist Bestand-
teil eines großräumigen Feuchtgebietes und umfasst den
nordöstlichen Teilbereich der Dümmerniederung und einen
Teilabschnitt der Hunte. Südlich grenzt das NSG „Dümmer“
an. Geprägt sind die Huntebruchwiesen wie auch der Hun-
tebruch durch relativ nasse Niedermoor- sowie Gley- oder
Pseudogleyböden in den Randbereichen. Charakteristisch für
die Huntebruchwiesen ist ein Mosaik von verschiedenen
Feuchtgrünlandtypen, wie beispielsweise Flutrasen, teilweise
mit Übergängen zu Großseggenriedern, Rohrglanzgrasröhrich-
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ten, feuchten Weiden und nährstoffreichen Nasswiesen. Bei
dem Huntebruch handelt es sich um einen historischen Relikt-
waldbestand innerhalb einer offenen Umgebung. Er ist gekenn-
zeichnet durch Erlen-Eschenbestände im Komplex mit Erlen-
Bruchwald. Dieser wird schon seit Jahrzehnten nicht mehr
bewirtschaftet (Naturwald) und dient nur noch der Gewin-
nung von Saatgut des Kreuzdornstrauches (Rhamnus cathar-
tica L.).

(2) Allgemeiner Schutzzweck des NSG ist die Erhaltung,
Pflege und naturnahe Entwicklung von Teilen der nordöst-
lichen Dümmerniederung als Lebensstätte schutzbedürftiger
Tier- und Pflanzenarten und deren Lebensgemeinschaften
sowie einem Nebeneinander von Wald-, Sukzessions- und
feuchten Grünlandflächen als eine Landschaft von Seltenheit,
besonderer Eigenart, Vielfalt und herausragender Schönheit.

(3) Die Erklärung zum NSG bezweckt 

1. im nördlichen Teil (Gemarkung Diepholz) die Erhaltung
und Förderung insbesondere

a) einer Wiedervernässung von Niedermoor und mine-
ralischen Nassböden bei ganzjährig möglichst hohen
Grundwasserständen und Überstauung der niedrigen
Teilbereiche,

b) einer Entwicklung von geeigneten Lebensräumen für
eine Wiederbesiedlung mit Brutvogelarten wie Seeadler,
Kranich und Schwarzstorch,

c) einer Entwicklung zusammenhängender störungsarmer
Sukzessionsflächen ohne jegliche Bewirtschaftung oder
Nutzung,

d) einer natürlichen Entwicklung von ungenutzten Seggen-
riedern, Landröhrichten, Verbuschungszonen und sons-
tigen Niedermoorgesellschaften,

e) einer Entwicklung von Grünlandflächen auf Nieder-
moorböden oder nassen Mineralböden in Teilbereichen
sowie von extensiv als Grünland genutzten Übergangs-
bereichen zwischen Sukzessionsflächen und offenen
Feuchtgrünlandflächen an der Hunte einschließlich
der charakteristischen Tier- und Pflanzenarten,

2. speziell im Huntebruch (Naturwald) und sich angrenzend
entwickelnden Waldbeständen die Erhaltung und Förde-
rung insbesondere

a) einer natürlichen, eigendynamischen Entwicklung und
Ausbreitung der Waldtypen Erlen-Eschenwald und Er-
len-Bruchwald mit einem ungestörten Ablauf der na-
türlichen Prozesse,

b) einer unbeeinflussten Entwicklung der Lebensbedin-
gungen für Arten und Lebensgemeinschaften natür-
licher Erlen-Eschen- und Erlen-Bruchwälder ohne aktive
Steuerung,

c) der Dokumentation und Erforschung der natürlichen
Entwicklung von Waldökosystemen, 

3. sowie im südlichen Teil (Gemarkung Lembruch, Fenneker-
wiesen) die Erhaltung und Förderung insbesondere

a) einer Wiedervernässung von anmoorigen mineralischen
Nassböden bei saisonal schwankenden Wasserständen
mit teilweise winterlichen Überstauungen,

b) einer Entwicklung von Lebensräumen für charakteris-
tische Vogelgemeinschaften des offenen, baumarmen bis
baumfreien, artenreichen Feuchtgrünlandes.

(4) Das NSG ist Teil des Europäischen Ökologischen Netzes
„Natura 2000“; die Unterschutzstellung dient der Erhaltung
des Gebietes als Europäisches Vogelschutzgebiet nach der
Richtlinie 79/409/EWG (Vogelschutzrichtlinie) des Rates vom
2. 4. 1979 über die Erhaltung der wild lebenden Vogelarten
(ABl. EG Nr. L 103 S. 1; 1996 Nr. L 59 S. 61), zuletzt geändert
durch Richtlinie 2006/105/EG des Rates vom 20. 11. 2006
(ABL. EU Nr. L 363 S. 368), und der Erhaltung des Gebietes
als FFH-Gebiet nach der Richtlinie 92/43/EWG (FFH-Richt-
linie) des Rates vom 21. 5. 1992 zur Erhaltung der natürlichen
Lebensräume sowie der wild lebenden Tiere und Pflanzen

(ABI. EG Nr. L 206 S. 7; 1996 Nr. L 59 S. 63), zuletzt geän-
dert durch Richtlinie 2006/105/EG des Rates vom 20. 11. 2006
(ABI. EU Nr. L 363 S. 368).

(5) Besonderer Schutzzweck (Erhaltungsziele) für das NSG
im Europäischen Vogelschutzgebiet in den offenen und halb-
offenen Bereichen im nördlichen Teil (Gemarkung Diepholz) ist
die Erhaltung oder Wiederherstellung eines günstigen Erhal-
tungszustandes durch

1. den Schutz und die Entwicklung der Lebensräume der Wert
bestimmenden Vogelarten 

a) durch Optimierung der Wasserstände und

b) durch Erhalt und Schaffung beruhigter Brut-, Nahrungs-
und Ruheräume,

2. die Erhaltung und Förderung eines langfristig überlebens-
fähigen Bestandes insbesondere der Wert bestimmenden
Anhang I-Arten (Artikel 4 Abs. 1 der Vogelschutzrichtlinie)

a) der Brutvogelarten Fischadler, Rohrweihe, Tüpfelsumpf-
huhn, Wachtelkönig sowie

b) der Gastvogelart Kornweihe,

3. die Erhaltung und Förderung eines langfristig überlebens-
fähigen Bestandes insbesondere der Wert bestimmenden
Zugvogelarten (Artikel 4 Abs. 2 der Vogelschutzrichtlinie)

a) der Brutvogelarten Wasserralle, Kiebitz, Bekassine,
Schilfrohrsänger sowie

b) der Gastvogelarten Saatgans, Blässgans, Graugans, Pfeif-
ente, Krickente, Stockente, Spießente, Knäkente, Löffel-
ente, Gänsesäger, Kiebitz, Lachmöwe, Sturmmöwe und
Silbermöwe.

4. Die Umsetzung dieser Ziele dient auch der Erhaltung und
Förderung weiterer im Gebiet vorkommender Brut- und
Gastvogelarten insbesondere

a) der Brutvogelarten Sumpfohreule, Weißsterniges Blau-
kehlchen, Neuntöter, Wachtel, Blässhuhn, Rotschenkel,
Schafstelze, Braunkehlchen, Nachtigall, Pirol, Kampf-
läufer und Rohrdommel sowie

b) der Gastvogelarten Zwergschwan, Singschwan, Zwerg-
säger, Graureiher, Höckerschwan, Brandgans, Schnatter-
ente, Reiherente, Schellente, Austernfischer, Goldregen-
pfeifer und Grünschenkel.

(6) Besonderer Schutzzweck (Erhaltungsziele) für das NSG
im Europäischen Vogelschutzgebiet im südlichen Teil (Gemar-
kung Lembruch) ist die Erhaltung oder Wiederherstellung eines
günstigen Erhaltungszustandes durch

1. den Schutz und die Entwicklung der Lebensräume der
Wert bestimmenden Vogelarten

a) als artenreiche Feuchtgrünlandkomplexe,

b) als großflächig offenes und weitgehend gehölzfreies,
bewirtschaftetes Grünland einschließlich Feucht- und
Nasswiesen,

c) durch Optimierung der Wasserstände,

d) durch Erhalt und Schaffung beruhigter Brut-, Nahrungs-
und Ruheräume,

2. die Erhaltung und Förderung eines langfristig überlebens-
fähigen Bestandes insbesondere der Wert bestimmenden
Anhang I-Art (Artikel 4 Abs. 1 der Vogelschutzrichtlinie)
Kornweihe als Gastvogel,

3. die Erhaltung und Förderung eines langfristig überlebens-
fähigen Bestandes insbesondere der Wert bestimmenden
Zugvogelarten (Artikel 4 Abs. 2 der Vogelschutzrichtlinie)

a) der Brutvogelarten Kiebitz und Bekassine, Uferschnepfe
und Brachvogel sowie

b) der Gastvogelarten Saatgans, Blässgans, Graugans, Pfeif-
ente, Stockente, Knäkente, Löffelente, Kiebitz, Lach-
möwe, Sturmmöwe und Silbermöwe.

4. Die Umsetzung dieser Ziele dient auch der Erhaltung und
Förderung weiterer im Gebiet vorkommender Brut- und
Gastvogelarten insbesondere
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a) der Brutvogelarten Wachtel, Rotschenkel, Schafstelze
und Braunkehlchen sowie

b) der Gastvogelarten Zwergschwan, Singschwan, Zwerg-
säger, Krickente, Gänsesäger, Graureiher, Höcker-
schwan, Brandgans, Schnatterente, Reiherente, Schell-
ente, Austernfischer, Goldregenpfeifer, Grünschenkel
und Weißstorch.

(7) Besonderer Schutzzweck (Erhaltungsziele) für das NSG
im FFH-Gebiet ist die Erhaltung oder Wiederherstellung eines
günstigen Erhaltungszustandes durch die Erhaltung und För-
derung insbesondere

1. des prioritären Lebensraumtyps (Anhang I der FFH-Richt-
linie)

91E0 Auenwälder mit Roterle (Alnus glutinosa) und
Esche (Fraxinus excelsior)

als naturnahen Erlen-Eschenwald im Komplex mit Erlen-
Bruchwald und einem annähernd naturnahen Wasser-
haushalt, allen Altersphasen in mosaikartigem Wechsel,
standortgerechten, ursprünglich im Naturraum heimischen
Baumarten, einem hohen Anteil an Alt- und Totholz, Höh-
lenbäumen sowie spezifischen Habitatstrukturen (Tümpel,
Verlichtungen) einschließlich seiner typischen Tier- und
Pflanzenarten im nordöstlichen Teilbereich des Hunte-
bruchs,

2. des übrigen Lebensraumtyps (Anhang I der FFH-Richtlinie)

6430 Feuchte Hochstaudenfluren der planaren und
montanen bis alpinen Stufe

als artenreiche Hochstaudenfluren (einschließlich ihrer
Vergesellschaftungen mit Röhrichten) an feuchten Wald-
rändern und am Rande der bewirtschafteten Grünlandflä-
chen mit ihren typischen Tier- und Pflanzenarten im
Randbereich des Huntebruchs,

3. sowie der Tierart (Anhang II FFH-Richtlinie)

Schlammpeitzger (Misgurnus fossilis)

als vitale, langfristig überlebensfähigen Population in
Fließ- und Stillgewässern mit schlammigem Untergrund
und reichem Pflanzenbewuchs.

(8) Die Umsetzung der vorgenannten Erhaltungsziele auf
land- und forstwirtschaftlichen Flächen sowie von Pflege- und
Entwicklungsmaßnahmen, beispielsweise die Extensivierung
der Acker- und Grünlandnutzung, soll insbesondere durch
Angebote des Vertragsnaturschutzes erfolgen.

§ 3

Schutzbestimmungen

 (1) Gemäß § 24 Abs. 2 NNatG sind im NSG alle Handlun-
gen verboten, die das NSG oder einzelne seiner Bestandteile
zerstören, beschädigen oder verändern, sofern in dieser Ver-
ordnung nichts anderes bestimmt ist.

(2) Gemäß § 24 Abs. 2 NNatG darf das NSG außerhalb der
Wege nicht betreten oder auf sonstige Weise aufgesucht wer-
den. Als Wege gelten nicht Trampelpfade, Wildwechsel, Wald-
schneisen und Rückelinien.

(3) Darüber hinaus werden folgende Handlungen, die das
NSG oder einzelne seiner Bestandteile gefährden oder stören
können, untersagt:

1. Hunde frei laufen zu lassen,

2. wild lebende Tiere oder die Ruhe der Natur durch Lärm
oder auf andere Weise zu stören,

3. die nicht dem öffentlichen Verkehr gewidmeten Straßen,
Wege und Plätze mit Kraftfahrzeugen zu befahren oder
Kraftfahrzeuge dort abzustellen,

4. im NSG und außerhalb in einer Zone von 500 m Breite um
das NSG herum unbemannte Luftfahrzeuge (z. B. Flug-
modelle, Drachen) zu betreiben und mit bemannten Luft-
fahrzeugen (z. B. Ballonen, Hängegleitern, Gleitschirmen,
Hubschraubern) zu starten und, abgesehen von Notfall-
situationen, zu landen,

5. organisierte Veranstaltungen ohne Zustimmung der zu-
ständigen Naturschutzbehörde durchzuführen.

(4) Die ordnungsgemäße Ausübung der Jagd bleibt unbe-
rührt. Dem allgemeinen Verbot gemäß Absatz 1 unterliegt je-
doch die Neuanlage von mit dem Boden fest verbundenen
jagdwirtschaftlichen Einrichtungen (wie z. B. Hochsitzen).
Für die Neuanlage ist die Zustimmung der zuständigen Natur-
schutzbehörde einzuholen.

(5) Die zuständige Naturschutzbehörde kann bei den in den
Absätzen 3 und 4 genannten Fällen zur Erteilung ihrer Zustim-
mung Regelungen zu Zeitpunkt, Ort und Ausführungsweise
treffen, die geeignet sind, Beeinträchtigungen oder Gefährdun-
gen des NSG, einzelner seiner Bestandteile oder seines Schutz-
zwecks entgegenzuwirken.

§ 4

Freistellungen

(1) Die in den Absätzen 2 bis 4 aufgeführten Handlungen
oder Nutzungen sind von den Regelungen des § 24 Abs. 2
NNatG und des § 3 freigestellt und bedürfen keiner natur-
schutzrechtlichen Befreiung.

(2) Allgemein freigestellt sind

1. das Betreten des Gebietes durch die Eigentümer und Nut-
zungsberechtigten sowie deren Beauftragte zur rechtmäßi-
gen Nutzung oder Bewirtschaftung der Grundstücke,

2. das Betreten des Gebietes und die Durchführung von Maß-
nahmen:

a) durch Bedienstete der Anstalt Niedersächsische Lan-
desforsten und der Naturschutzbehörden sowie deren
Beauftragte zur Erfüllung dienstlicher Aufgaben,

b) durch Bedienstete anderer Behörden und öffentlicher
Stellen sowie deren Beauftragte in Erfüllung der dienst-
lichen Aufgaben dieser Behörden; die Durchführung
von Maßnahmen nach Anzeige bei der zuständigen
Naturschutzbehörde vier Wochen vor Beginn,

c) im Rahmen der Verkehrssicherungspflicht; die Durch-
führung von Maßnahmen nach Anzeige bei der zustän-
digen Naturschutzbehörde vier Wochen vor Beginn, es
sei denn, es handelt sich um eine gegenwärtige erheb-
liche Gefahr, die ein sofortiges Handeln erfordert; in
diesem Fall ist die zuständige Naturschutzbehörde un-
verzüglich über die durchgeführte Maßnahme zu un-
terrichten,

d) zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung sowie Unter-
suchung und Kontrolle des Gebietes im Auftrag oder
auf Anordnung der zuständigen Naturschutzbehörde
oder mit deren Zustimmung,

e) zur Naturwaldforschung durch die Nordwestdeutsche
Forstliche Versuchsanstalt,

f) zur wissenschaftlichen Forschung und Lehre sowie
Information und Bildung mit Zustimmung der zustän-
digen Naturschutzbehörde,

3. die ordnungsgemäße Unterhaltung der Wege, soweit dies
für die freigestellten Nutzungen erforderlich ist, 

4. die ordnungsgemäße Gewässerunterhaltung an und in
Gewässern zweiter und dritter Ordnung sowie deren
Gewässerrandstreifen nach den Grundsätzen des NWG,

5. das Befahren der Hunte mit nicht durch Motorkraft ange-
triebenen Wasserfahrzeugen in der Gewässermitte im Zeit-
raum vom 1. Juli bis zum 31. Oktober eines jeden Jahres,

6. die Nutzung und Unterhaltung der bestehenden rechtmäßi-
gen Anlagen und Einrichtungen in der bisherigen Art und
im bisherigen Umfang; die Instandsetzung nach Anzeige
bei der zuständigen Naturschutzbehörde vier Wochen vor
Beginn der Maßnahmen,

7. die ordnungsgemäße Nutzung der in der maßgeblichen
Karte waagerecht schraffiert dargestellten Flurstücke 22/1
und 23/1, Flur 32, Gemarkung Diepholz, einschließlich der
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Nutzung, Unterhaltung und Instandsetzung der rechtmäßig
genehmigten Anlagen.

(3) Freigestellt ist die ordnungsgemäße landwirtschaftliche
Bodennutzung nach guter fachlicher Praxis in der bisherigen
Art und im bisherigen Umfang und nach folgenden Vorgaben:

1. die Nutzung der in der maßgeblichen Karte gerastert dar-
gestellten rechtmäßig bestehenden Ackerflächen, ein-
schließlich Wechselgrünland,

2. die Umwandlung von Acker in Dauergrünland und die
anschließende Nutzung gemäß Nummer 3,

3. die Nutzung der Dauergrünlandflächen 

a) ohne Veränderung der Bodengestalt,

b) ohne Erneuerung der Grasnarbe durch Umbruch, zu-
lässig sind Über- oder Nachsaaten, auch im Scheiben-
oder Schlitzdrillverfahren,

c) ohne ackerbauliche Zwischennutzung,

4. die Unterhaltung und Instandsetzung bestehender Ent-
wässerungseinrichtungen,

5. die Unterhaltung und Instandsetzung von bestehenden und
rechtmäßig errichteten Weidezäunen und Viehtränken so-
wie deren Neuerrichtung in ortsüblicher Weise,

6. die Neuerrichtung von Viehunterständen in ortsüblicher
Weise mit Zustimmung der Naturschutzbehörde und deren
anschließende Unterhaltung und Instandsetzung,

7. die Wiederaufnahme der Bewirtschaftung von vorüber-
gehend nicht genutzten Flächen, die an einem landwirt-
schaftlichen Extensivierungs- oder Stilllegungsprogramm
teilgenommen haben, sowie von vorübergehend nicht ge-
nutzten Ackerflächen (Stilllegungsflächen).

8. Die Freistellungen gelten für die Pferdehaltung entspre-
chend.

(4) Freigestellt ist die ordnungsgemäße sportfischereiliche
Nutzung innerhalb der Ufer- und Gewässerbereiche der
Hunte unter größtmöglicher Schonung der natürlich vorkom-
menden Wasser- und Schwimmblattpflanzen sowie des natür-
lichen Uferbewuchses nach folgenden Vorgaben:

1. ganzjährig in den in der maßgeblichen Karte gekennzeich-
neten Angelbereichen (100 m nördlich und südlich der
Landesstraße 345, insgesamt 200 m, von der Einmündung
des Eschholdgrabens 1 bis zur nördlichen NSG-Grenze,
ca. 1 150 m),

2. im übrigen Gewässerabschnitt der Hunte vom 1. Juli bis
zum 31. Oktober eines jeden Jahres,

3. ohne organisierte Gemeinschaftsveranstaltungen.

4. Die zuständige Naturschutzbehörde kann Abweichungen
von den zeitlichen und räumlichen Regelungen der Num-
mern 1 und 2 zustimmen, sofern dies nicht dem Schutz-
zweck widerspricht.

(5) Die zuständige Naturschutzbehörde kann bei den in
den Absätzen 2 bis 4 genannten Fällen zur Erteilung ihrer Zu-
stimmung und im Anzeigeverfahren Regelungen zu Zeit-
punkt, Ort und Ausführungsweise treffen, die geeignet sind,
Beeinträchtigungen oder Gefährdungen des NSG, einzelner
seiner Bestandteile oder seines Schutzzwecks entgegenzuwir-
ken.

(6) Weitergehende Vorschriften der §§ 28 a und b NNatG
bleiben unberührt.

(7) Bestehende behördliche Genehmigungen, Erlaubnisse
oder sonstige Verwaltungsakte bleiben unberührt.

§ 5

Befreiungen

Von den Verboten dieser Verordnung kann die zuständige
Naturschutzbehörde nach Maßgabe des § 53 NNatG Befreiung
gewähren. Eine Befreiung zur Realisierung von Plänen oder
Projekten kann gewährt werden, wenn sie sich im Rahmen
der Prüfung nach § 34 c Abs. 1 NNatG als mit dem Schutz-
zweck dieser Verordnung vereinbar erweisen oder die Voraus-
setzungen des § 34 c Abs. 3 und 5 NNatG erfüllt sind.

§ 6

Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen

(1) Zur Kennzeichnung des NSG sowie zur weiteren Infor-
mation über das NSG ist von den Eigentümern und sonstigen
Nutzungsberechtigten das Aufstellen von Schildern zu dul-
den.

(2) Dem Schutzzweck dienende Maßnahmen können in
einem Maßnahmenkatalog oder einem Pflege- und Entwick-
lungsplan nach Vorgaben des Landes Niedersachsen konkre-
tisiert werden, wenn es die Entwicklung des Gebietes erfor-
dert; dies gilt auch für

1. die Behandlung nicht standortheimischer Arten im Natur-
wald im Einvernehmen mit der Anstalt Niedersächsische
Landesforsten und der Norddeutschen Forstlichen Ver-
suchsanstalt

2. und die Reglung der privaten wie auch der militärischen
Überflüge.

§ 7

Verstöße

(1) Ordnungswidrig gemäß § 64 Nr. 1 NNatG handelt, wer
vorsätzlich oder fahrlässig gegen die Regelungen des § 3 Abs. 3
und 4 verstößt, ohne dass eine nach § 3 erforderliche Zustim-
mung erteilt oder eine Befreiung gewährt wurde.

(2) Ordnungswidrig gemäß § 64 Nr. 4 NNatG handelt, wer
vorsätzlich oder fahrlässig entgegen § 24 Abs. 2 NNatG das
Gebiet oder einzelne seiner Bestandteile zerstört, beschädigt
oder verändert oder wer das Gebiet außerhalb der Wege be-
tritt, ohne eine nach § 4 erforderliche Anzeige oder ohne dass
eine nach § 4 erforderliche Zustimmung erteilt oder eine
Befreiung gewährt wurde.

§ 8

Inkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung
im Nds. MBl. in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Verordnung über das NSG „Hunte-
bruch“ vom 29. 4. 1976 (ABl. für den Regierungsbezirk Han-
nover S. 299) außer Kraft.

Hannover, den 7. 11. 2007

Niedersächsischer Landesbetrieb
für Wasserwirtschaft, Küsten- und Naturschutz

Paterak
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Landeswahlleiter

Volksbegehren
„Gesetz über ein Landesblindengeld für Zivilblinde

in Niedersachsen“

Bek. d. Landeswahlleiters v. 16. 10. 2007
— LWL 11452/9 —

Das mit Bek. vom 15. 4. 2005 (Nds. MBl. S. 283) bekannt
gemachte Volksbegehren „Gesetz über ein Landesblindengeld
für Zivilblinde in Niedersachsen“ wird für erledigt erklärt.
Durch das Haushaltsbegleitgesetz 2007 vom 15. 12. 2006 (Nds.
GVBl. S. 597) wurde das Gesetz über das Landesblindengeld
für Zivilblinde in Niedersachsen dahingehend geändert, dass
alle Zivilblinden in Niedersachsen ab dem 1. 1. 2007 ein ein-
kommens- und vermögensunabhängiges Blindengeld erhalten.
Durch diese Gesetzesänderung war das Volksbegehren nach
Übernahme der von der LReg im Rahmen der nach § 19 Abs. 1
NVAbstG erfolgten Zulässigskeitsprüfung für notwendig er-
klärten Änderungen als überholt anzusehen, weil Antrag und
Gesetz danach inhaltlich übereinstimmten. Dieser Maßgabe
der LReg haben die Vertreterinnen und Vertreter des Volks-
begehrens entsprochen und erklärten den Antrag des Volks-
begehrens gegenüber der LReg mit Schreiben vom 20. 7. 2007
für erledigt.

— Nds. MBl. Nr. 46/2007 S. 1294

Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Braunschweig

Öffentliche Bekanntmachung
eines Genehmigungsverfahrens

(BS|ENERGY, Braunschweiger Versorgungs-AG & Co. KG,
Braunschweig)

Bek. d. GAA Braunschweig v. 26. 10. 2007
— G/07/054 —

Die Firma BS|ENERGY, Braunschweiger Versorgungs-AG
& Co. KG, Taubenstraße 7, 38106 Braunschweig, hat mit Antrag
vom 5. 10. 2007 die Erteilung eines Vorbescheides gemäß § 9
BImSchG vom 26. 9. 2002 (BGBl. I S. 3830), zuletzt geändert
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 23. 10. 2007 (BGBl. I S. 2470),
für die Errichtung und den Betrieb des Gas- und Dampfturbi-
nen-Kraftwerks (GuD-Kraftwerk) 20 beantragt. Standort des
GuD-Kraftwerks wird das Betriebsgelände des Heizkraftwerks
Mitte, Reiherstraße 3, 38112 Braunschweig, Gemarkung Hagen,
Flur 4, Flurstück 119/9, sein.

Das Vorhaben umfasst die Errichtung und den Betrieb eines
neuen GuD-Kraftwerks mit einer Leistung von 190 MW zur
Erhöhung der Stromausbeute im Kraft-Wärme-Kopplungs-
betrieb. Da dadurch der Zukauf von Elektroenergie vermin-
dert und Primärenergie eingespart werden kann, leistet das
GuD-Kraftwerk einen wichtigen Beitrag zur Minderung der
CO2-Emissionen. Zur Ableitung der Abgase werden zwei
Kamine mit einer Höhe von jeweils 60 m errichtet. Die Zusatz-
belastungen für die relevanten Parameter Schwefeldioxid,
Stickstoffdioxid, Staubkonzentration und Staubniederschlag
werden deutlich unterhalb der Irrelevanzschwellen der TA
Luft liegen. Die Lärmrichtwerte nach TA Lärm werden durch
Realisierung der erforderlichen Schallschutzmaßnahmen, ins-
besondere auch zur Nachtzeit, eingehalten.

Die Prüfung der Antragsunterlagen hat ergeben, dass durch
das geplante Vorhaben keine erheblichen nachteiligen Umwelt-
auswirkungen hervorgerufen werden. Die Durchführung einer
Umweltverträglichkeitsprüfung ist daher nicht erforderlich.

Das GuD-Kraftwerk soll im Jahr 2010 in Betrieb genommen
werden.

Der Antrag einschließlich der dazu eingereichten Unterlagen
(Zeichnungen, Erläuterungen, usw.) kann

vom 21. 11. bis 20. 12. 2007
in den folgenden Stellen zu den dort angegebenen Zeiten ein-
gesehen werden:
Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Braunschweig
Dienststelle Bohlweg 38
Zimmer 236
38100 Braunschweig
Einsichtmöglichkeit:
montags bis donnerstags von 8.00 bis 16.00 Uhr,
freitags und an Tagen vor Feiertagen von 8.00 bis 12.00 Uhr;
Stadt Braunschweig
Petritorwall 6
2. Stock
Zimmer 19
38118 Braunschweig
Einsichtmöglichkeit:
montags bis donnerstags von 8.30 bis 15.00 Uhr,
freitags von 8.00 bis 14.00 Uhr.

Einwendungen gegen das Vorhaben können gemäß § 10
Abs. 3 BImSchG bis zwei Wochen nach Ablauf der Auslegungs-
frist (bis zum 3. 1. 2008) schriftlich bei den genannten Aus-
legungsstellen erhoben werden. Mit Ablauf der Einwendungs-
frist werden alle Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf
besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen.

Gemäß § 12 Abs. 2 der 9. BImSchV vom 29. 5. 1992 (BGBl. I
S. 1001), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom
23. 10. 2007 (BGBl. I. S. 2470), sind die Einwendungen dem
Antragsteller und, so weit sie deren Aufgabenbereich berühren,
den nach § 11 der 9. BImSchV beteiligten Behörden bekannt
zu geben. Es wird darauf hingewiesen, dass auf Verlangen des
Einwenders dessen Name und Anschrift vor der Bekanntgabe
unkenntlich gemacht werden sollen, wenn diese zur ordnungs-
gemäßen Durchführung des Genehmigungsverfahrens nicht
erforderlich sind.

Es wird weiter darauf hingewiesen, dass gleichförmige Ein-
wendungen unberücksichtigt bleiben können, wenn die Unter-
zeichner ihren Namen oder ihre Anschrift nicht oder nicht
leserlich angegeben haben.

Der Erörterungstermin wird bestimmt auf:
Dienstag, den 29. 1. 2008, 10.00 Uhr,

Behördenzentrum Braunschweig,
Raum 108, 1. Stock,

Bohlweg 38,
38100 Braunschweig.

Bei Bedarf wird die Erörterung jeweils am darauf folgenden
Werktag (ohne Samstag) zur gleichen Zeit an gleicher Stelle
fortgesetzt.

Formgerecht erhobene Einwendungen werden auch bei Aus-
bleiben des Antragstellers oder von Personen, die Einwendun-
gen erhoben haben, erörtert werden.

Gemäß § 10 Abs. 4 Nr. 4 BImSchG kann die Zustellung
der Entscheidung über die Einwendungen durch öffentliche
Bekanntmachung ersetzt werden.

— Nds. MBl. Nr. 46/2007 S. 1294

Feststellung gemäß § 3 a UVPG
(Biogasanlage Eixe)

Bek. d. GAA Braunschweig v. 30. 10. 2007
— G/07/015 —

Die Firma Bioenergie Peine GmbH & Co. KG, Zum Wendes-
ser Moor, 31228 Peine, hat mit Schreiben vom 26. 3. 2007 die
Erteilung einer Genehmigung gemäß den §§ 4 und 19 BImSchG
i. d. F. vom 26. 9. 2002 (BGBl. I S. 3830), zuletzt geändert
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 23. 10. 2007 (BGBl. I S. 2470),
für die Errichtung und den Betrieb einer Biogasanlage bei Eixe
beantragt. In der Biogasanlage sollen nachwachsende Roh-
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stoffe und Gülle eingesetzt werden. Standort der Anlage ist in
31228 Peine, Zum Wendesser Moor, Gemarkung Eixe, Flur 10,
Flurstück 12/1.

Das Vorhaben ist in Nummer 1.3.2 Anlage 1 UVPG i. d. F.
vom 25. 6. 2005 (BGBl. I S. 1757, 2797), zuletzt geändert durch
Artikel 2 des Gesetzes vom 23. 10. 2007 (BGBl. I S. 2470),
genannt und in Spalte 2 mit einem „S“ gekennzeichnet. Damit
ist für das Vorhaben gemäß § 3 c Abs. 1 i. V. m. Anlage 1
UVPG eine standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalles er-
forderlich. Nach der Vorprüfung der entscheidungserheblichen
Daten und Unterlagen wird hiermit für das Vorhaben „Errich-
tung und Betrieb einer Biogasanlage am o. g. Standort“ gemäß
§ 3 a UVPG festgestellt, dass eine Umweltverträglichkeitsprü-
fung nicht erforderlich ist.

Diese Feststellung ist gemäß § 3 a UVPG nicht selbständig
anfechtbar.

— Nds. MBl. Nr. 46/2007 S. 1294

Feststellung gemäß § 3 a UVPG
(Biogasanlage Ribbesbüttel)

Bek. d. GAA Braunschweig v. 30. 10. 2007
— G/07/016 —

Die Firma Bioenergie Ribbesbüttel GmbH & Co. KG, Guts-
straße 11, 38551 Ribbesbüttel, hat mit Schreiben vom 2. 4.
2007 die Erteilung einer Genehmigung gemäß den §§ 4 und 19
BImSchG i. d. F. vom 26. 9. 2002 (BGBl. I S. 3830), zuletzt
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 23. 10. 2007 (BGBl. I
S. 2470), für die Errichtung und den Betrieb einer Biogas-
anlage bei Ribbesbüttel beantragt. In der Biogasanlage sollen
nachwachsende Rohstoffe eingesetzt werden. Standort der An-
lage ist in 38551 Ribbesbüttel, Knickberg, Gemarkung Ribbes-
büttel, Flur 2, Flurstück 3/2.

Das Vorhaben ist in Nummer 1.3.2 Anlage 1 UVPG i. d. F.
vom 25. 6. 2005 (BGBl. I S. 1757, 2797), zuletzt geändert durch
Artikel 2 des Gesetzes vom 23. 10. 2007 (BGBl. I S. 2470),
genannt und in Spalte 2 mit einem „S“ gekennzeichnet. Damit
ist für das Vorhaben gemäß § 3 c Abs. 1 i. V. m. Anlage 1 UVPG
eine standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalles erforderlich.
Nach der Vorprüfung der entscheidungserheblichen Daten und
Unterlagen wird hiermit für das Vorhaben „Errichtung und
Betrieb einer Biogasanlage am o. g. Standort“ gemäß § 3 a UVPG
festgestellt, dass eine Umweltverträglichkeitsprüfung nicht
erforderlich ist.

Diese Feststellung ist gemäß § 3 a UVPG nicht selbständig
anfechtbar.

— Nds. MBl. Nr. 46/2007 S. 1295

Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Hannover

Antrag auf Erteilung einer Genehmigung 
nach § 16 BImSchG

(Wiesenhof Geflügelspezialitäten GmbH & Co. KG, Wietzen)

Bek. d. GAA Hannover vom 14. 11. 2007
— H 025405514/011 —

Die Firma Wiesenhof Geflügelspezialitäten GmbH & Co. KG,
Holte 51, 31613 Wietzen, hat beim GAA Hannover als zustän-
dige Genehmigungsbehörde gemäß § 16 BImSchG eine Geneh-
migung für die wesentliche Änderung ihrer Schlachtanlage
für Lebendgeflügel am o. a. Standort beantragt. Die wesentliche
Änderung beinhaltet die Erhöhung der Schlachtleistung von
derzeit 119 Tonnen Lebendgewicht pro Tag auf 270 t/d. Die-

ses soll durch die Einführung einer zweiten Schicht erreicht
werden. Gleichzeitig hat die Firma die Zulassung des vorzeiti-
gen Beginns gemäß § 8 a BImSchG beantragt.

Mit der Erhöhung der Schlachtleistung soll unmittelbar nach
Genehmigungserteilung, voraussichtlich Anfang 2008, begon-
nen werden. 

Im Rahmen dieses Verfahrens ist gemäß § 3 c und Anlage 1
UVPG i. d. F. vom 25. 6. 2005 (BGBl. I S. 1757, 2797), zuletzt
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 23. 10. 2007
(BGBl. I S. 2470), durch eine Allgemeine Vorprüfung des Ein-
zelfalles zu ermitteln, ob für das beantragte Vorhaben die
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung erforder-
lich ist.

Diese nach den Vorgaben der Anlage 2 UVPG vorgenommene
Prüfung ergab, dass eine Umweltverträglichkeitsprüfung nicht
durchgeführt zu werden braucht. 

Das festgestellte Prüfungsergebnis ist nicht selbständig an-
fechtbar (§ 3 a UVPG).

Der Antrag nach den §§ 8 a und 16 BImSchG und die im
Inhaltsverzeichnis benannten Antragsunterlagen einschließ-
lich des Screening-Vermerks nach dem UVPG liegen in der Zeit

vom 21. 11. bis 20. 12. 2007 (einschließlich)

a) beim Staatlichen Gewerbeaufsichtsamt Hannover
Am Listholze 74
30177 Hannover
Raum 101

montags bis donnerstags 7.30 bis 16.00 Uhr,
freitags 7.30 bis 13.30 Uhr;

b) bei der Samtgemeinde Marklohe
Rathausstraße 14
31608 Marklohe
Zimmer 11 und 12

montags und dienstags 8.00 bis 16.00 Uhr,
mittwochs und freitags 8.00 bis 13.00 Uhr,
donnerstags 8.00 bis 18.00 Uhr

(darüberhinaus ist eine Einsichtnahme nach Absprache mit
Herrn Ullmann,  Tel. 05021 6025-33, möglich),

öffentlich aus und können dort während der vorgenannten
Dienststunden von jedermann eingesehen werden. 

In der Zeit vom 21. 11. 2007 bis zum 3. 1. 2008 (einschließ-
lich) — Einwendungsfrist — können Einwendungen gegen das
Vorhaben schriftlich bei den auslegenden Stellen erhoben
werden. Mit Ablauf der Einwendungsfrist werden alle Ein-
wendungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen privat-
rechtlichen Titeln beruhen. Alle form- und fristgerecht erhobe-
nen Einwendungen werden der Antragstellerin zur Kenntnis
gebracht. Namen und Anschrift der Einwender werden auf
deren Antrag unkenntlich gemacht.

Die Erörterung der form- und fristgerecht erhobenen Einwen-
dungen gegen das beantragte Vorhaben findet statt am

Dienstag, den 22. 1. 2008, um 10.00 Uhr,
im Dorfgemeinschaftshaus Holte,

Schulstraße 20, 31613 Holte.

Bei Bedarf wird die Erörterung an den folgenden Werktagen
(außer sonnabends) fortgesetzt. Die form- und fristgerecht er-
hobenen Einwendungen werden auch bei Ausbleiben der
Antragstellerin oder der Personen, die Einwendungen erho-
ben haben, erörtert. Sollte nach Einschätzung der Genehmi-
gungsbehörde ein Erörterungstermin nicht erforderlich sein,
entfällt dieser. Dies wird öffentlich bekannt gemacht.

Die Entscheidung über den Antrag nach dem BImSchG wird
öffentlich bekannt gemacht. Die Zustellung an Personen, die
Einwendungen erhoben haben, kann ebenfalls durch öffent-
liche Bekanntmachung erfolgen.

Die maßgeblichen Vorschriften zur Öffentlichkeitsbeteili-
gung ergeben sich aus § 10 BImSchG, dem zweiten Abschnitt
der 9. BImSchV und § 9 UVPG.

— Nds. MBl. Nr. 46/2007 S. 1295
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Stellenausschreibungen

Beim Informatikzentrum Niedersachsen (izn) ist, vorbehaltlich der
Zustimmung des Ausschusses für Haushalt und Finanzen des LT, zum
1. 1. 2008 die Stelle

der Leiterin oder des Leiters
der Organisationseinheit Telekommunikationsnetze (OE TKN)

am Dienstort Hannover zu besetzen.
Die strategische und operative Planung sowie der Betrieb der Tele-

kommunikationsnetze der niedersächsischen Landesverwaltung erfol-
gen zentral in der Zuständigkeit des izn. Der OE TKN obliegt dabei
die Betriebssteuerung der Netze (Carrierverträge, iznNet, Lokale Netze
der Sprach- und Datenkommunikation). Der OE TKN gehören zurzeit
24 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an; Tendenz steigend.

Als Leiterin oder Leiter der OE TKN ist es Ihre Aufgabe, die techno-
logischen Weiterentwicklungen im Bereich der Telekommunikation
entsprechend den Anforderungen aus der Landesverwaltung markt-
gerecht und wirtschaftlich umzusetzen und das Betriebsmodell des
Dienstleisters izn mit fortzuentwickeln. Sie unterstützen die Abtei-
lungsleitung Telekommunikation bei der Entwicklung strategischer
Managementziele und setzen diese für Ihren Verantwortungsbereich
operativ um. 

Außerdem konzipieren, steuern und überwachen Sie die OE-interne
Aufbau- und Ablauforganisation, planen und überwachen die Kosten-
stellen, überwachen die Produkt- und Absatzplanung, sind beteiligt an
der Kosten- und Preiskalkulation und steuern und kontrollieren den
Ressourceneinsatz. Ein weiterer Schwerpunkt Ihrer Aufgabe ist die
Steuerung und das Controlling von Unternehmen, die in die Betriebs-
abläufe des izn eingebunden sind. Ferner gehört das Führen von Kun-
dengesprächen, das Erstellen von Angeboten, Benutzungsvereinba-
rungen und Verträgen, das Erstellen von Konzepten (z. B. für den Ein-
satz neuer Systeme und/oder Technologien) und auch Projektmanage-
ment zu Ihren Aufgaben. Auch sind Sie an OE-übergreifenden Auf-
gabenstellungen beteiligt.

Ihr Profil:
Wir suchen eine innovative, engagierte und verantwortungsbewusste
Führungspersönlichkeit des höheren Dienstes mit umfassender Fach-
und Managementkompetenz sowie einer ausgeprägten Kundenorien-
tierung. 

Aufgrund der komplexen Systemumgebungen und Aufgabenstel-
lungen auch auf der strategischen Managementebene ist ein ausge-
prägtes analytisches Denkvermögen in ganzheitlichen und vernetzten
Zusammenhängen zwingende Voraussetzung. Aufgeschlossenheit für
die Ziele der Verwaltungsmodernisierung wird als selbstverständlich
vorausgesetzt.

Um die Weiterentwicklung der Organisationseinheit mit Erfolg vo-
rantreiben zu können, wären Kenntnisse auf dem Gebiet der Gestal-
tung von Ablauf- und Aufbauorganisation von Vorteil. 

Sie sollten zudem über die Fähigkeit verfügen, Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter kooperativ und erfolgreich zu führen sowie zu moti-
vieren und in ihren Leistungsstärken systematisch zu fördern.

Vorausgesetzt wird ferner ein hohes Maß an Entscheidungs- und
Durchsetzungsfähigkeit, Verhandlungsgeschick, Moderations- und
Präsentationsfähigkeit, Kommunikationsfähigkeit, konstruktiver Kon-
fliktfähigkeit sowie die Fähigkeit zur Selbstreflexion, Eigeninitiative,
Flexibilität und eine hohe Belastbarkeit. 

Wir erwarten ein abgeschlossenes einschlägiges Hochschulstudium
vorzugsweise der Fachrichtungen Nachrichtentechnik/Informatik
oder gleichwertige, in der Praxis erworbene Fähigkeiten und Erfahrun-
gen. Eine mehrjährige Berufserfahrung mit den Schwerpunkten Tele-
kommunikation und IT-Infrastruktur sollte nachgewiesen werden.
Kenntnisse im modernen Projekt- und IT-Servicemanagement setzen
wir voraus.

Für Beamtinnen und Beamte ist der Dienstposten bis BesGr. A 15
und für Beschäftigte vergleichbar bewertet. Die tarifliche Einstufung

ist vorläufig, da die Tarifvertragsparteien eine neue Entgeltordnung
noch nicht vereinbart haben.

Aufgrund des derzeit geltenden Einstellungsstopps können nur
Bewerberinnen und Bewerber berücksichtigt werden, die bereits in
einem unbefristeten Dienst- oder Arbeitsverhältnis zum Land Nieder-
sachsen stehen.

Das izn ist sehr daran interessiert, den Anteil von Frauen in Füh-
rungspositionen zu erhöhen. Bewerbungen von Frauen sind deshalb
besonders erwünscht.

Schwerbehinderte werden bei gleicher Qualifikation und Eignung
bevorzugt.

Die Möglichkeit der Teilzeitbeschäftigung besteht nur, wenn auf-
grund der Bewerberlage eine Teilung des Arbeitsplatzes/Dienstpostens
im Rahmen des Jobsharings möglich ist.

Fachbezogene Auskünfte erteilt Ihnen Herr Gerberding, Tel. 0511
120-3738. Für allgemeine Auskünfte steht Ihnen Frau Sendatzki,
Tel. 0511 120-3829, zur Verfügung.

Ihre Bewerbung und die Einverständniserklärung zur Einsicht-
nahme in Ihre Personalakte senden Sie bitte innerhalb von vier Wo-
chen nach Erscheinen auf dem Dienstweg an das Informatikzentrum
Niedersachsen — Personalmanagement —, Göttinger Chaussee 259,
30459 Hannover. Geben Sie dabei bitte unbedingt die Kennzif-
fer 03040/1 — TKN.04.07 — an.
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Bei der Stadt Osterholz-Scharmbeck (ca. 32 000 Einwohnerinnen
und Einwohner) im Landkreis Osterholz ist die Stelle 

einer Dezernentin oder eines Dezernenten

zum nächstmöglichen Termin zu besetzen.
Das Dezernat umfasst die Bereiche Organisation, Personal, Recht,

Finanzen, Ordnungswesen und Soziales, wobei eine Änderung in der
Dezernatsverteilung vorbehalten bleibt.

Gesucht wird eine ergebnis- und leistungsorientierte Führungs-
persönlichkeit, die mit Engagement, ausgeprägter Sozialkompetenz
und Durchsetzungsvermögen den komplexen Verantwortungsbereich
ausfüllen kann. Eine vertrauensvolle Zusammenarbeit mit dem Haupt-
verwaltungsbeamten, den politischen Gremien sowie eine kunden-
orientierte Kommunalverwaltung sollten für Sie selbstverständlich
sein.

Die Stelle ist als Laufbahnbeamtin oder Laufbahnbeamter des höhe-
ren allgemeinen Verwaltungsdienstes bzw. als tariflich Beschäftigte
oder tariflich Beschäftigter zu besetzen. Bei Vorliegen der laufbahn-
rechtlichen Voraussetzungen erfolgt eine Einstellung als Beamtin
oder Beamter — wobei eine Ausweisung im Stellenplan 2008 nach
BesGr. A 16 vorgesehen ist —, im Übrigen nach EntgeltGr. 15 TVöD.
Als tariflich Beschäftigte oder tariflich Beschäftigter ist ein abgeschlos-
senes Hochschulstudium Voraussetzung.

Schwerbehinderte Bewerberinnen und Bewerber werden bei glei-
cher Eignung bevorzugt eingestellt.

Für ergänzende Auskünfte oder eine erste persönliche Kontakt-
aufnahme steht Ihnen Herr Bürgermeister Martin Wagener, Tel. 04791
17-232, oder per E-Mail: wagener@osterholz-scharmbeck.de gerne zur
Verfügung.

Ihre Bewerbung mit den üblichen Unterlagen richten Sie bitte
bis zum 7. 12. 2007 unter dem Stichwort „Bewerbung Dezernentin/
Dezernent“ an die Stadt Osterholz-Scharmbeck — Fachbereich Orga-
nisation, Personal und Recht —, Rathausstraße 1, 27711 Osterholz-
Scharmbeck.
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